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Neudruck 

 
Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Zweites Gesetz zur Änderung des Meldegesetzes NRW 
 
 
A Problem 
 
Das Meldewesen unterlag bis 31. August 2006 der Rahmengesetzgebung nach Artikel 75 
Absatz 1 Nummer 5 des Grundgesetzes. Durch das Gesetz zur Änderung des Grundgeset-
zes vom 28. August 2006 (BGBl. I S. 2034) wurde das Meldewesen aus der Rahmengesetz-
gebung in die ausschließliche Gesetzgebung des Bundes nach Artikel 73 Absatz 1 Nummer 
3 des Grundgesetzes übernommen. 
 
Mit dem Gesetz zur Fortentwicklung des Meldewesens vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), 
zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Fortentwicklung des Melde-
wesens vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1738), hat der Bund diese Gesetzgebungskom-
petenz ausgefüllt und das bisher geltende Melderechtsrahmengesetz aus dem Jahre 1980 
mit den wesentlichen Inhalten der Landesmeldegesetze in einem Bundesmeldegesetz zu-
sammengeführt. 
 
Mit dem Gesetz zur Fortentwicklung des Meldewesens sind sowohl die Rechtseinheit im 
Meldewesen als auch bundesweit unmittelbar geltende Vorschriften für die Bürgerinnen und 
Bürger sowie für die mit dem Vollzug des Melderechts befassten Behörden geschaffen wor-
den.  
 
Das Bundesmeldegesetz tritt am 1. November 2015 in Kraft, mit Ausnahme der §§ 55 bis 57, 
die aufgrund des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Fortentwicklung des Meldewe-
sens vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1738) bereits am 26. November 2014 in Kraft ge-
treten sind. Das vorzeitige Inkrafttreten der §§ 55 bis 57 des Bundesmeldegesetzes erlaubt 
es den Ländern, schon vor dem 1. November 2015 ihre Landesmeldegesetze im Rahmen 
der ihnen zustehenden Kompetenzen zu ändern. Die bisher bestehenden Landesmeldege-
setze sind ab dem 1. November 2015 an die neue Rechtslage anzupassen. 
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B Lösung 
 
Das Meldegesetz NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 1997 (GV. 
NRW. S. 332, ber. 386), das zuletzt durch Art. 11 des Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GV. 
NRW. S. 765) geändert worden ist, ist mit Wirkung zum 1. November 2015 im Rahmen der 
den Ländern zustehenden Regelungsbefugnisse anzupassen.  
 
 
C Alternativen 
 
Die im Gesetzentwurf enthaltenen Regelungen beschränken sich auf die dem Land aufgrund 
des Bundesmeldegesetzes zustehenden Regelungsbefugnisse und auf die für ein funktions-
fähiges und bedarfsgerechtes Meldewesen im Land notwendigen Verfahrensregelungen. Zu 
der Regelung durch Gesetz bestehen keine Alternativen. 
 
 
D Kosten 
 
Im Zusammenhang mit der den Vorgaben des Bundesmeldegesetzes entsprechenden Si-
cherstellung des Datenabrufs zu jeder Zeit im Meldewesen nach § 39 Absatz 3 des Bun-
desmeldegesetzes fallen für das Land Kosten an, die sich derzeit noch nicht abschließend 
spezifizieren lassen. Hierzu zählen finanzielle Beiträge für die Pflege und Weiterentwicklung 
von bundeseinheitlichen Software-Standards, die entsprechend einer Verwaltungsvereinba-
rung von Bund und Ländern gemeinsam getragen werden, sowie Aufwendungen für den 
Betrieb des Meldeportals Behörden. Das Meldeportal Behörden nimmt die das Land treffen-
de Verpflichtung aus § 39 Absatz 3 des Bundesmeldegesetzes wahr. 
 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Inneres und Kommunales.  
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände 
 
Die kommunale Selbstverwaltung wird durch die Landesregelungen nicht tangiert. Durch die 
verpflichtende Nutzung des vorausgefüllten Meldescheins (VAMS) entstehen finanzielle Ent-
lastungen der Kommunen in erheblichem Umfang. Der VAMS dient der elektronischen 
Übermittlung der vorhandenen Daten von der bisherigen Meldebehörde in das Melderegister 
der nunmehr zuständigen Meldebehörde. Dies vermeidet Fehler bei der Erfassung der Daten 
und reduziert den zeitlichen Aufwand bei der Vorgangsbearbeitung inklusive des Rückmel-
deverfahrens. Dies wiederum führt zu einer geringeren Personalbelastung. 
 
Prognostiziert wird eine mindestens 2-minütige Zeitersparnis pro Vorgang im Bereich Bür-
gerservice im Verhältnis Bürger - Sachbearbeiter während der Anwesenheit des Bürgers. 
Dies führt zu einer starken Reduzierung der Fallbearbeitung im Rahmen des Rückmeldever-
fahrens aufgrund der schon durch den VAMS abgeklärten Daten. Durch den VAMS ist im 
Rückmeldeverfahren kein manueller Schritt mehr erforderlich, sondern es kann eine automa-
tisierte Verarbeitung angestoßen werden. 
 
Für die Prognose der Zeitanteile wurden Messungen der Bearbeitungsdauer auf-grund simu-
lierter Geschäftsfälle zugrunde gelegt. 
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Eine weitere Entlastung der Kommunen liegt in dem durch das Land errichteten und betrie-
benen Meldeportal für Behörden (MpB). Das Portal ermöglicht einerseits den Kommunen 
landesweit, und im weiteren Ausbau bundesweit, Melderegisterauskünfte automatisiert von 
anderen Kommunen kostenfrei zu erhalten. Anderseits führt der verbindliche Anschluss aller 
Meldebehörden in Nordrhein-Westfalen an das Meldeportal für Behörden dazu, dass Anfra-
gen aller Behörden und öffentlichen Stellen bundesweit nur über eine zentrale Stelle bedient 
werden. Das Meldeportal für Behörden entlastet die Kommunen von der Notwendigkeit, einer 
Vielzahl von Behörden und öffentlichen Stellen direkt den automatisierten Abruf von Melde-
daten ermöglichen zu müssen. Dies führt letztlich zu reduzierten Aufwänden in der Administ-
ration und Pflege der Systeme. Schriftliche Anfragen von Behörden und öffentlichen Stellen 
werden auf ein Minimum reduziert. 
 
Finanzielle Probleme sind nicht zu erwarten. Die Kosten für den Betrieb des Meldeportals 
Behörden trägt das Land. Die Kommunen sind bereits an das Portal angeschlossen. Ihnen 
entstehen insoweit keine zusätzlichen Kosten. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Für Unternehmungen sind keine Belastungen ersichtlich.  
 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Der Gesetzentwurf regelt hauptsächlich die Befugnisse und Pflichten der Kommunen in mel-
derechtlicher Hinsicht. Soweit er sich an Personen richtet, ist die geschlechterdifferenzierte 
Betrachtungsweise beachtet worden. Die Verpflichtungen aus dem Gesetz gelten für die 
Geschlechter gleichermaßen und lassen keinen Raum für eine unterschiedliche Behandlung 
durch die Kommunen oder andere Stellen. 
 
 
I Befristung 
 
Der Bundesgesetzgeber hat das Meldewesen in großen Teilen geregelt und die Länder in 
nur geringem Ausmaße zu eigenen Regelungen ermächtigt. Dennoch ist ein eigenes Lan-
desmeldegesetz von grundlegender Bedeutung, weil in diesem Gesetz die landesspezifi-
schen Datenübermittlungen und die Umsetzung des Bundesmeldegesetzes geregelt werden 
müssen. Ohne ein eigenes Landemeldegesetz können eine Vielzahl von zurzeit stattfinden-
den Datenübermittlungen nicht mehr erfolgen. Das abzuändernde Meldegesetz NRW hatte 
sich in der Praxis als erfolgreich erwiesen. Eine Befristung erscheint unter diesem Gesichts-
punkt nicht sinnvoll. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen  
 

Zweites Gesetz zur Änderung des  
Meldegesetzes NRW 

 

  

Artikel 1 
Änderung des Meldegesetzes NRW 

 
Das Meldegesetz NRW in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. September 1997 
(GV. NRW. S. 332, ber. 386), das zuletzt 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 8. De-
zember 2009 (GV. NRW.  
S. 765) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 

  
Meldegesetzes für das  

Land Nordrhein-Westfalen  
(Meldegesetz NRW - MG NRW) 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„Inhaltsübersicht 

 
 
 

§ 1 Meldebehörden 
§ 2  Speicherung und Nutzung von 

Daten 
§ 3 Anbieten von Daten an Archive 
§ 4 Datenübermittlung an andere öf-

fentliche Stellen 
 
§ 5 Datenübermittlung an öffentlich-

rechtliche Religionsgesellschaften 
§ 6 Vorausgefüllter Meldeschein 
 
 
 
 
§ 7 Verfahren des automatisierten 

Abrufs durch Behörden 
§ 8 Melderegisterauskunft nach § 50 

Absatz 1 des Bundesmeldege-
setzes 

§ 9 Portale in nicht öffentlich-
rechtlicher Form 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 
 
§ 11 Verordnungsermächtigungen 

 

  
 

Inhaltsübersicht 
 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 Meldebehörden 
§ 2  Aufgaben und Befugnisse der Mel-

debehörden 
§ 3 Speicherung von Daten 
§ 4 Ordnungsmerkmale 
§ 4a Richtigkeit und Vollständigkeit des 

Melderegisters 
§ 5 Zweckbindung der Daten 
 
§ 6 Meldegeheimnis  
 

Zweiter Abschnitt 
Schutzrechte 

 
§ 7 Schutzwürdige Interessen der Be-

troffenen 
§ 8 Rechte des Betroffenen 
 
 
§ 9 Auskunft an die Betroffenen 
 
§ 10 Berichtigung und Ergänzung der 

Daten 
§ 11 Löschung und Aufbewahrung von 

Daten 
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§ 12 Verwaltungsvorschriften“ 
 

§ 12 Übernahme von Daten durch Archi-
ve 

 
  Dritter Abschnitt 

Meldepflichten 
 

§ 13 Allgemeine Meldepflichten 
§ 14 (entfallen) 
§ 15 Begriff der Wohnung 
§ 16 Mehrere Wohnungen 
§ 17 Erfüllung der allgemeinen Meldepflicht 
§ 18 Datenerhebung; Meldeschein 
§ 19 Auskunftspflicht des Meldepflichtigen 
§ 20 Auskunftsrecht und Auskunftspflicht 

des Wohnungsgebers 
§ 21 (aufgehoben) 
§ 22 Binnenschiffer und Seeleute 
§ 23 Befreiung von der Meldepflicht 
§ 24 Beziehen einer Gemeinschaftsunter-

kunft 
§ 25 Abweichende Regelungen 
§ 26 Beherbergungsstätten 
§ 27 Meldescheine für Beherbergungsstät-

ten 
§ 28 Krankenhäuser 
§ 29 Nutzungsbeschränkungen 
 

Vierter Abschnitt 
Datenübermittlungen 

 
§ 30 Datenübermittlung zwischen den Mel-

debehörden 
§ 31 Datenübermittlung an andere Behör-

den oder sonstige öffentliche Stellen 
Datenweitergabe 

§ 32 Datenübermittlung an öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaften 

§ 33 Datenübermittlung an den Suchdienst 
§ 34 Melderegisterauskunft 
§ 35 Melderegisterauskunft in besonderen 

Fällen 
 

Fünfter Abschnitt 
Straf- und Bußgeldvorschriften 

 
§ 36 Straftaten 
§ 37 Bußgeldvorschriften 
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Sechster Abschnitt 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

 
 
§ 38 Verwaltungsvorschriften 
§ 39 Berichtspflicht 
§ 40 (aufgehoben) 
§ 41 (aufgehoben) 
§ 42 (aufgehoben)  
§ 43 (aufgehoben) 
§ 44 (aufgehoben) 

 
2. Die Überschrift des Abschnittes 1 wird 

gestrichen. 
 
 

 Erster Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

 

3. § 2 wird aufgehoben. 
 

 § 2  
Aufgaben und Befugnisse der Meldebe-

hörden 
 

(1) Die Meldebehörden haben die in ihrem 
Zuständigkeitsbereich wohnhaften Einwoh-
ner zu registrieren, um deren Identität und 
Wohnungen feststellen und nachweisen zu 
können. Sie erteilen Melderegisterauskünf-
te, wirken bei der Durchführung von Aufga-
ben anderer Behörden oder sonstiger öf-
fentlicher Stellen mit und übermitteln Daten. 
Zur Erfüllung ihrer Aufgaben führen die 
Meldebehörden Melderegister. Diese ent-
halten Daten, die von den Einwohnern er-
hoben, von Behörden und sonstigen öffent-
lichen Stellen übermittelt oder sonst amtlich 
bekannt werden.  
 
(2) Die Meldebehörden dürfen personenbe-
zogene Daten, die im Melderegister gespei-
chert werden, nur nach Maßgabe dieses 
Gesetzes oder sonstiger besonderer 
Rechtsvorschriften verarbeiten. Soweit die-
ses Gesetz nichts anderes bestimmt, gilt 
hinsichtlich der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten das Datenschutzgesetz 
Nordrhein-Westfalen; § 24 des Ordnungs-
behördengesetzes Nordrhein-Westfalen 
findet keine Anwendung. 
 
(3) Daten nicht meldepflichtiger Einwohner 
dürfen aufgrund einer den Vorschriften des 
Datenschutzgesetzes entsprechenden Ein-
willigung verarbeitet werden. 
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4. § 3 wird § 2 und wie folgt gefasst: 
 

„§ 2 
Speicherung und Nutzung von Daten 

 
(1) Über die in § 3 des Bundesmelde-
gesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I  
S. 1084) in der jeweils geltenden Fas-
sung aufgeführten Daten hinaus spei-
chern die Meldebehörden folgende Da-
ten der wohnhaften Person (Einwoh-
ner/Einwohnerin) einschließlich der 
zum Nachweis ihrer Richtigkeit erfor-
derlichen Hinweise im Melderegister: 
 
1. die Tatsache, dass für die Einwoh-

nerin oder den Einwohner ein Un-
tersuchungsberechtigungsschein 
ausgestellt worden ist, im Rahmen 
der Mitwirkung bei der Erfüllung 
von Aufgaben nach dem Jugend-
arbeitsschutzgesetz vom 12. April 
1976 (BGBl. I S. 965), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
21. Januar 2015 (BGBl. I S. 10) 
geändert worden ist, 

 
2. die Tatsache, dass die Einwohne-

rin oder der Einwohner als geför-
dert geltenden Wohnraum im Sinne 
des § 1 des Gesetzes zur Förde-
rung und Nutzung von Wohnraum 
für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. 
S. 772), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 10. April 2014 
(GV. NRW. S. 269) geändert wor-
den ist, bewohnt, im Rahmen der 
Mitwirkung bei der Erfüllung von 
Aufgaben nach dem Gesetz zur 
Förderung und Nutzung von Wohn-
raum für das Land Nordrhein-
Westfalen, und 

 
3. Daten über Zeiten im Reichsar-

beitsdienst, der Wehrmacht oder in 
Kriegsgefangenschaft für die Gel-
tendmachung von Rentenansprü-
chen als Nachweis für die Einwoh-
nerin oder den Einwohner, soweit 
diese Daten bei der Meldebehörde 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gespeichert gewesen sind. 

  
 

§ 3 
Speicherung von Daten 

 
(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben, speichern 
die Meldebehörden folgende Daten des 
Einwohners einschließlich der zum Nach-
weis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinwei-
se im Melderegister: 
 
1. Familiennamen, 
2. frühere Namen, 
3. Vornamen, 
4. Doktorgrad, 
5. Ordensnamen, Künstlernamen, 
6. Tag und Ort der Geburt, 
7. Geschlecht, 
8. entfällt, 
9. gesetzlicher Vertreter, Eltern von Kin-

dern nach Nummer 16 (Vor- und Fami-
liennamen, Doktorgrad, Anschrift, Tag 
der Geburt, Sterbetag), 

10. Staatsangehörigkeiten, 
11. rechtliche Zugehörigkeit zu einer Reli-

gionsgesellschaft, 
12. gegenwärtige und frühere Anschriften, 

Haupt-und Nebenwohnung, bei Zuzug 
aus dem Ausland auch die letzte frühe-
re Anschrift im Inland,  

13. Tag des Ein- und Auszugs, 
14. Familienstand, bei Verheirateten oder 

Lebenspartnerschaften zusätzlich Tag 
und Ort der Eheschließung oder der 
Begründung der Lebenspartnerschaft, 

15. Ehegatte oder Lebenspartner (Vor- und 
Familiennamen, Doktorgrad, Tag der 
Geburt, Anschrift, Sterbetag), 

16. minderjährige Kinder (Vor- und Famili-
ennamen, Tag der Geburt, Sterbetag), 

17. Ausstellungsbehörde, - Datum, Gültig-
keitsdauer und Seriennummer des 
Personalausweises/Passes, 

18. Übermittlungssperren, 
19. Sterbetag und -ort. 
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(2) Die Meldebehörde darf, auch gegen 
Kostenerstattung, unter den Vorausset-
zungen des § 46 Absatz 1 des Bun-
desmeldegesetzes die dort genannten 
Daten für die Versendung von Einla-
dungen oder anderen Unterlagen an 
die Betroffenen nutzen, wenn dies zur 
Erreichung des mit der Gruppenaus-
kunft beabsichtigten Zweckes genügt 
und die Weitergabe an Dritte nicht er-
forderlich ist.“ 
 

 

 
(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten 
hinaus speichern die Meldebehörden im 
Melderegister oder an anderer Stelle fol-
gende Daten einschließlich der zum Nach-
weis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinwei-
se: 
 
1. für die Vorbereitung von Parlaments- 

und Kommunalwahlen, Volksbegehren, 
Volksentscheiden und Bürgerentschei-
den, zur Überprüfung der Angaben in 
Bürgerbegehren sowie bei staatsange-
hörigkeitsrechtlichen Verfahren die Tat-
sache, dass der Betroffene 
a) vom Wahlrecht ausgeschlossen 

oder nicht wählbar ist,  
b) als Unionsbürger (§ 6 Abs. 3 Satz 

1 des Europawahlgesetzes) bei 
der Wahl des Europäischen Par-
laments von Amts wegen in ein 
Wählerverzeichnis in der Bundes-
republik Deutschland einzutragen 
ist; ebenfalls zu speichern ist die 
Gebietskörperschaft oder der 
Wahlkreis im Herkunftsmitglied-
staat, wo er zuletzt in ein Wähler-
verzeichnis eingetragen war, 

2. für die Ausstellung von Lohnsteuerkar-
ten steuerrechtliche Daten (Steuerklas-
se, Freibeträge, rechtliche Zugehörig-
keit des Ehegatten zu einer Religions-
gesellschaft, Rechtsstellung und Zu-
ordnung der Kinder, Vor- und Famili-
ennamen sowie Anschrift der Pflege- 
und Stiefeltern), 

3. für die Ausstellung von Personalaus-
weisen und Pässen 

 die Tatsache, dass Passversagungs-
gründe vorliegen, ein Pass versagt o-
der entzogen oder eine Anordnung 
nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes über 
Personalausweise getroffen worden ist, 

4. für die Mitwirkung bei der Erfüllung von 
Aufgaben nach dem Staatsangehörig-
keitsrecht die Tatsache, dass nach  
§ 29 des Staatsangehörigkeitsgesetzes 
ein Verlust der deutschen Staatsange-
hörigkeit eintreten kann, 
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4a. für Zwecke des Suchdienstes die An-
schrift vom 1. September 1939 derjeni-
gen Einwohner, die aus den in § 1 Abs. 
2 Nr. 3 des Bundesvertriebenengeset-
zes bezeichneten Gebieten stammen, 

4b. für waffenrechtliche Verfahren die Tat-
sache, dass eine waffenrechtliche Er-
laubnis erteilt worden ist, sowie die 
diese Tatsache mitteilende Behörde 
mit Angabe des Tages der erstmaligen 
Erteilung, 

4c. für Zwecke der eindeutigen Identifizie-
rung des Einwohners in Besteuerungs-
verfahren die Identifikationsnummer 
nach § 139b der Abgabenordnung, 

5. für die Mitwirkung bei der Erfüllung der 
Aufgaben nach dem Personenstands-
gesetz unter Angabe des Standesam-
tes, Ortes und Datums die Tatsache, 
daß ein Familienbuch auf Antrag ange-
legt worden ist, 

6. zur Beantwortung von Aufenthaltsan-
fragen anderer Behörden und sonstiger 
öffentlicher Stellen, wenn der Einwoh-
ner die Wohnung aufgegeben hat und 
der Meldebehörde eine neue Wohnung 
nicht bekannt ist, für die Dauer von 
zwei Jahren die Tatsache der Aufent-
haltsanfrage (Datum der Anfrage, an-
fragende Stelle), 

7. für die Mitwirkung bei der Erfüllung von 
Aufgaben nach dem Wohnungsbin-
dungsgesetz, dem Zweiten Woh-
nungsbaugesetz in Verbindung mit 
dem Wohnungsbindungsgesetz, dem 
Wohnraumförderungsgesetz, dem Ge-
setz über den Abbau der Fehlsubventi-
onierung im Wohnungswesen und dem 
Zweiten Gesetz über den Abbau der 
Fehlsubventionierung im Wohnungs-
wesen für das Land Nordrhein-
Westfalen die Tatsache, dass der Ein-
wohner in einer öffentlich geförderten, 
einer nach dem Wohnraumförderungs-
gesetz geförderten Wohnung oder in 
einer der in §§ 88 ff. des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes genannten Woh-
nungen wohnt, 

8. für die Mitwirkung bei der Erfüllung von 
Aufgaben nach dem Jugendarbeits-
schutzgesetz die Tatsache, daß für den 
Einwohner ein Untersuchungsberechti-
gungsschein ausgestellt worden ist, 
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9. für die Geltendmachung von Renten-
ansprüchen als Nachweis für den Ein-
wohner Daten über Zeiten im Reichs-
arbeitsdienst, der Wehrmacht oder in 
Kriegsgefangenschaft, soweit diese 
Daten bei der Meldebehörde vor In-
krafttreten dieses Gesetzes gespei-
chert gewesen sind. 

 
(3) Als Hinweis zum Nachweis der Richtig-
keit gespeicherter Daten darf nur der Ver-
weis auf das Beweismittel, nicht aber der 
Inhalt des Beweismittels gespeichert wer-
den. 
 

5. Die §§ 4 bis 6 werden aufgehoben. 
 

 § 4 
Ordnungsmerkmale 

 
(1) Die Meldebehörden dürfen die Meldere-
gister mit Hilfe von Ordnungsmerkmalen 
führen. Diese dürfen die in § 3 Abs. 1 ge-
nannten Daten enthalten. 
 
(2) Ordnungsmerkmale dürfen innerhalb der 
Gemeinde weitergegeben und im Rahmen 
von Datenübermittlungen an Behörden, 
sonstige öffentliche Stellen und öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaften übermit-
telt werden. Soweit Ordnungsmerkmale 
gemäß Absatz 1 Satz 2 personenbezogene 
Daten enthalten, dürfen sie nur übermittelt 
werden, wenn dem Empfänger auch die im 
Ordnungsmerkmal enthaltenen personen-
bezogenen Daten übermittelt werden dür-
fen. 
 
(3) An nichtöffentliche Stellen dürfen Ord-
nungsmerkmale nach Absatz 1 nicht über-
mittelt werden.  
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§ 4a 
Richtigkeit und Vollständigkeit 

des Melderegisters 
 

(1) Ist das Melderegister unrichtig oder un-
vollständig, hat die Meldebehörde es von 
Amts wegen zu berichtigen oder zu ergän-
zen (Fortschreibung). Von der Fortschrei-
bung sind unverzüglich diejenigen Behör-
den oder sonstigen öffentlichen Stellen zu 
unterrichten, denen im Rahmen regelmäßi-
ger Datenübermittlungen nach § 31 Abs. 4 
und § 32 Abs. 1 und 2 unrichtige oder un-
vollständige Daten übermittelt worden sind. 
 
(2) Liegen der Meldebehörde bezüglich ein-
zelner oder einer Vielzahl namentlich be-
kannter Einwohner konkrete Anhaltspunkte 
für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Melderegisters vor, hat sie den Sach-
verhalt von Amts wegen zu ermitteln. 
 
(3) Die in Absatz 1 Satz 2 genannten Stel-
len haben, soweit sie nicht Aufgaben der 
amtlichen Statistik wahrnehmen oder öffent-
lich-rechtliche Religionsgesellschaften sind, 
die Meldebehörden unverzüglich zu unter-
richten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte 
für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
übermittelter Daten vorliegen. Sonstige öf-
fentliche Stellen, denen auf deren Ersuchen 
hin Meldedaten übermittelt worden sind, 
dürfen die Meldebehörden bei Vorliegen 
solcher Anhaltspunkte unterrichten. Absatz 
1 Satz 2 bleibt unberührt. Gesetzliche Ge-
heimhaltungspflichten, insbesondere das 
Steuergeheimnis nach § 30 der Abgaben-
ordnung, und Berufs- oder besondere 
Amtsgeheimnisse stehen der Unterrichtung 
nach Satz 1 und 2 nicht entgegen, soweit 
sie sich auf die Angabe beschränkt, dass 
konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit übermittelter Daten 
vorliegen. 
 
(4) Absatz 1 Satz 2 sowie Absatz 3 sind bei 
der Weitergabe von Daten und Hinweisen 
nach § 31 Abs. 6 entsprechend anzuwen-
den. 
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§ 5 
Zweckbindung der Daten 

 
(1) Die Meldebehörden dürfen die in § 3 
Abs. 2 bezeichneten Daten nur im Rahmen 
der dort genannten Zwecke verarbeiten. Sie 
haben diese Daten nach der jeweiligen 
Zweckbestimmung zu speichern oder auf 
andere Weise sicherzustellen, daß sie nur 
nach Maßgabe des Satzes 1 verarbeitet 
werden. Diese Daten dürfen nur insoweit 
zusammen mit den in § 3 Abs. 1 bezeichne-
ten Daten verarbeitet werden, als dies zur 
Erfüllung der jeweiligen Aufgabe erforderlich 
ist.  
 
(2) Die Regelungen für Datenübermittlun-
gen an öffentliche Stellen ( § 31 Abs. 2 und 
3) bleiben unberührt mit der Maßgabe, daß 
die in § 3 Abs. 2 Nr. 1 genannten Daten nur 
an die für die Vorbereitung und Durchfüh-
rung von Wahlen, Volksbegehren und 
Volksentscheiden sowie Bürgerentscheiden 
und zur Überprüfung der Angaben in Bür-
gerbegehren zuständigen Stellen und in den 
Fällen des § 30 Abs. 1 übermittelt werden 
dürfen.  

§ 6 
Meldegeheimnis 

 
(1) Den bei den Meldebehörden oder ande-
ren Stellen, die im Auftrag der Meldebehör-
den handeln, beschäftigten Personen ist es 
untersagt, personenbezogene Daten unbe-
fugt zu verarbeiten.  
 
(2) Bei Personen, die bei Stellen beschäftigt 
sind, die im Auftrag der Meldebehörden 
handeln, ist sicherzustellen, daß sie nach 
Maßgabe von Absatz 1 verpflichtet werden. 
Ihre Pflichten bestehen auch nach Beendi-
gung ihrer Tätigkeit fort. 
 
(3) Die in Absatz 2 genannten Personen 
sind vor Aufnahme ihrer Tätigkeit über ihre 
Pflichten zu belehren und schriftlich auf die 
Einhaltung des Meldegeheimnisses zu ver-
pflichten. 
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6. Die Überschrift des Abschnittes 2 wird 
gestrichen. 

 
 

 Zweiter Abschnitt 
Schutzrechte 

7. Die §§ 7 bis 11 werden aufgehoben. 
 

 § 7 
Schutzwürdige Interessen der  

Betroffenen 
 

Schutzwürdige Interessen der Betroffenen 
dürfen durch die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten nicht beeinträchtigt werden. 
Schutzwürdige Interessen werden insbe-
sondere beeinträchtigt, wenn die Verarbei-
tung, gemessen an ihrer Eignung und ihrer 
Erforderlichkeit zu dem vorgesehenen 
Zweck, den Betroffenen unverhältnismäßig 
belastet. Die Prüfung, ob schutzwürdige 
Interessen der Betroffenen beeinträchtigt 
werden, entfällt, wenn die Verarbeitung 
durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist.  
 

§ 8 
Rechte des Betroffenen  

 
Jeder Einwohner hat gegenüber der Melde-
behörde nachMaßgabe dieses Gesetzes ein 
Recht auf kostenfreie 
 
1. schriftliche Auskunft über die zu seiner 

Person gespeicherten Daten (§ 9),  
2. Berichtigung und Ergänzung der zu 

seiner Person gespeicherten Daten, 
wenn diese unrichtig oder unvollständig 
sind (§ 10), 

3. Löschung der zu seiner Person gespei-
cherten Daten, wenn diese Daten zur 
Erfüllung der den Meldebehörden ob-
liegenden Aufgaben nicht mehr erfor-
derlich sind oder die Speicherung unzu-
lässig war (§ 11 Abs. 1 und 2),  

4. Unterrichtung über die zu seiner Person 
erteilten erweiterten Melderegisteraus-
künfte (§ 34 Abs. 2 Satz 2),  

5. Einrichtung von Übermittlungssperren 
(§ 32 Abs. 2 Satz 2, § 34 Abs. 6 und 7),  

6. Ausübung seines Widerspruchsrechts 
(§ 35 Abs. 6 Satz 1).  
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§ 9 
Auskunft an den Betroffenen 

 
(1) Die Meldebehörde hat dem Betroffenen 
auf Antrag Auskunft über die zu seiner Per-
son gespeicherten Daten einschließlich der 
zum Nachweis ihrer Richtigkeit gespeicher-
ten Hinweise sowie über den Zweck und die 
Rechtsgrundlage der Speicherung und - 
außer in den Fällen des § 34 Abs. 1 - über 
die Empfänger von Übermittlungen schrift-
lich zu erteilen. 
 
(2) Die speichernde Stelle bestimmt das 
Verfahren, insbesondere die Form der Aus-
kunftserteilung, nach pflichtgemäßem Er-
messen; sind die Daten in Akten gespei-
chert, ist dem Betroffenen auf Verlangen 
Einsicht zu gewähren. Auskunft aus Akten 
oder Akteneinsicht sind zu gewähren, so-
weit der Betroffene Angaben macht, die das 
Auffinden der Daten mit angemessenem 
Aufwand ermöglichen, und soweit sich aus 
§ 29 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen nichts 
anderes ergibt. Auskunftserteilung und Ak-
teneinsicht sind gebührenfrei; Erstattung 
von Auslagen kann verlangt werden. 
 
(2a) Die Auskunft kann auch im Wege des 
automatisierten Abrufs über das Internet 
erteilt werden. Dabei ist zu gewährleisten, 
dass dem jeweiligen Stand der Technik ent-
sprechende Maßnahmen zur Sicherstellung 
von Datenschutz und Datensicherheit ge-
troffen werden, die insbesondere die Ver-
traulichkeit und die Unversehrtheit der im 
Melderegister gespeicherten und an den 
Betroffenen übermittelten Daten gewährleis-
ten. Der Nachweis der Urheberschaft des 
Antrags ist durch eine qualifizierte elektroni-
sche Signatur nach dem Signaturgesetz zu 
führen. 
 
(3) Die Auskunft ist zu verweigern, 
 
1. soweit dem Betroffenen die Einsicht in 

einen Eintrag im Geburten- und Fami-
lienbuch nach § 61 Abs. 2 und 3 des 
Personenstandsgesetzes nicht gestat-
tet werden darf, 

2. in den Fällen des § 1758 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches, 
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3. soweit dies die ordnungsgemäße Erfül-
lung der Aufgaben der speichernden 
Stelle gefährden würde, 

3a. soweit sie die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung gefährden oder sonst 
dem Wohle des Bundes oder eines 
Landes Nachteile bereiten würde, 

4. soweit die personenbezogenen Daten 
oder die Tatsache ihrer Speicherung 
nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem 
Wesen nach, namentlich wegen der be-
rechtigten Interessen einer Dritten Per-
son, geheimgehalten werden müssen. 

 
(3a) Bezieht sich die Auskunftserteilung auf 
Daten, die der Meldebehörde von Verfas-
sungsschutzbehörden, dem Bundesnach-
richtendienst oder dem Militärischen Ab-
schirmdienst übermittelt worden sind, ist sie 
nur mit Zustimmung dieser Stellen zulässig. 
 
(4) Einer Begründung für die Auskunftsver-
weigerung bedarf es nur dann nicht, wenn 
durch die Mitteilung der Gründe der mit der 
Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck 
gefährdet würde. In diesem Fall sind die 
wesentlichen Gründe für die Entscheidung 
aufzuzeichnen; der Betroffene ist darauf 
hinzuweisen, dass er sich an die für die 
Kontrolle der Einhaltung der Datenschutz-
bestimmungen zuständige Stelle des Lan-
des wenden kann. 
 
(5) Wird dem Betroffenen keine Auskunft 
erteilt, so ist sie auf sein Verlangen der in 
Absatz 4 Satz 2 genannten Stelle zu ertei-
len, soweit nicht die jeweils zuständige 
oberste Landesbehörde im Einzelfall fest-
stellt, dass dadurch die Sicherheit des Bun-
des oder eines Landes gefährdet würde. 
Die Mitteilung der in Absatz 4 Satz 2 ge-
nannten Stelle an den Betroffenen darf kei-
ne Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand 
der verantwortlichen Stelle zulassen, sofern 
diese nicht einer weitergehenden Auskunft 
zustimmt. 
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§ 10 
Berichtigung und Ergänzung  

von Daten 
 

Sind gespeicherte Daten unrichtig oder un-
vollständig, hat die Meldebehörde die Daten 
auf Antrag des Betroffenen zu berichtigen 
oder zu ergänzen. § 4a Abs. 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. 
 

§ 11 
Löschung und Aufbewahrung von Daten 

 
(1) Die Meldebehörde hat gespeicherte Da-
ten zu löschen, wenn sie zur Erfüllung der 
der Meldebehörde obliegenden Aufgaben 
nicht mehr erforderlich sind. Das gleiche 
gilt, wenn ihre Speicherung unzulässig war. 
 
(2) Daten eines weggezogenen oder ver-
storbenen Einwohners sind unverzüglich 
nach dem Wegzug und der Auswertung der 
Rückmeldung oder dem Tod des Einwoh-
ners zu löschen, die Daten nach § 3 Abs. 1 
Nr. 11 und Abs. 2 Nr. 2 jedoch erst nach 
Ablauf des auf den Tod oder den Wegzug 
folgenden Kalenderjahres. Abweichend da-
von hat die Meldebehörde nach dem Weg-
zug oder dem Tod eines Einwohners wei-
terhin die übrigen Daten nach § 3 Abs. 1 
sowie die Daten nach § 3 Abs. 2 Nr. 1, 4 
und 9 zu speichern. Das gleiche gilt für die 
zum Nachweis der Richtigkeit dieser Daten 
erforderlichen Hinweise. 
 
(3) Nach Ablauf von fünf Jahren nach Ende 
des Kalenderjahres, in dem ein Einwohner 
weggezogen oder verstorben ist, sind die 
nach Absatz 2 Satz 2 und 3 gespeicherten 
Daten und Hinweise für die Dauer von 45 
Jahren gesondert aufzubewahren und durch 
technische und organisatorische Maßnah-
men besonders zu sichern. Während dieser 
Zeit dürfen sie mit Ausnahme der Vor- und 
Familiennamen sowie etwaiger früherer 
Namen, des Tages und Ortes der Geburt, 
der gegenwärtigen einschließlich der nach § 
30 Abs. 1 Satz 4 mitgeteilten Anschriften, 
des Auszugstages und des Sterbetages und 
-ortes nach Maßgabe dieses Gesetzes nicht 
mehr verarbeitet werden, es sei denn, daß 
dies zu wissenschaftlichen Zwecken, zur 
Behebung einer bestehenden Beweisnot, 
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zur Aufgabenerfüllung der in § 31 Abs. 3 
genannten Behörden oder für Wahlzwecke 
unerläßlich ist oder der Betroffene schriftlich 
eingewilligt hat. Nach Ablauf von 50 Jahren 
sind die Daten zu löschen. 
 
(4) Das Innenministerium bestimmt durch 
Rechtsverordnung das Nähere über das 
Verfahren der Löschung, der gesonderten 
Aufbewahrung und die erforderlichen Siche-
rungsmaßnahmen nach Absatz 3. 
 
(5) Ist eine Löschung im Falle des Absatzes 
1 Satz1 wegen der besonderen Art der 
Speicherung im Melderegister nicht oder 
nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
möglich, ist durch technische oder organisa-
torische Maßnahmen sicherzustellen, daß 
die Daten nicht mehr verarbeitet werden. 

8. § 12 wird § 3 und wie folgt gefasst: 
 
„§ 3 

Anbieten von Daten an Archive 
 

(1) Nach Ablauf der in § 13 Absatz 2 
Satz 1 des Bundesmeldegesetzes für 
die Aufbewahrung bestimmten Frist von 
50 Jahren hat die Meldebehörde die 
Daten einschließlich der zum Nachweis 
ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise 
nach den durch das Archivgesetz Nord-
rhein-Westfalen vom 16. März 2010 
(GV. NRW. S. 188) in der jeweils gel-
tenden Fassung bestimmten Vorschrif-
ten den Landes- oder Kommunalarchi-
ven vor der Löschung anzubieten. 
 
(2) Landesrechtliche Regelungen über 
die Anbietung zu löschender rechtmä-
ßiger Daten an Landes- oder Kommu-
nalarchive bleiben von der Löschungs-
verpflichtung des  
§ 14 des Bundesmeldegesetzes unbe-
rührt. 
 
(3) Bei der Löschung beigeschriebener 
Daten nach § 3 Absatz 1 Nummer 9, 15 
und 16 des Bundesmeldegesetzes sind 
diese den Landes- oder Kommunalar-
chiven mit den Daten der betroffenen 
Einwohnerin oder des betroffenen Ein-
wohners nach § 3 Absatz 1 Nummer 1, 
2, 3, 6 und 12 anzubieten.“ 

  
 

§ 12 
Übernahme von Daten durch Archive  

 
(1) In den Fällen des § 11 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 2 Satz 1 hat die Meldebehörde die 
Daten und die zum Nachweis ihrer Richtig-
keit gespeicherten Hinweise vor der Lö-
schung dem zuständigen staatlichen oder 
kommunalen Archiv zur Übernahme anzu-
bieten.  
 
 
 
 
 
 
(2) Anstelle der gesonderten Aufbewahrung 
gemäß § 11 Abs. 3 kann die Meldebehörde 
die Daten dem zuständigen staatlichen oder 
kommunalen Archiv zur Übernahme anbie-
ten, sofern die Erfüllung der Aufgaben der 
Meldebehörden im Rahmen des § 11 Abs. 3 
Satz 2 gewährleistet bleibt. 
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9. Nach § 3 wird Abschnitt 3 aufgehoben. 
 

 Dritter Abschnitt 
Meldepflichten 

 
§ 13 

Allgemeine Meldepflichten 
 

(1) Wer eine Wohnung bezieht, hat sich 
innerhalb einer Woche bei der Meldebehör-
de anzumelden.  
 
(2) Wer aus einer Wohnung auszieht und 
keine neue Wohnung im Inland bezieht, hat 
sich innerhalb einer Woche bei der Melde-
behörde abzumelden.  
 
(3) Die Pflicht zur An- oder Abmeldung ob-
liegt demjenigen, der eine Wohnung bezieht 
oder aus einer Wohnung auszieht. Für Per-
sonen bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 
obliegt diese Pflicht demjenigen, dessen 
Wohnung die Personen beziehen oder aus 
dessen Wohnung sie ausziehen. Für Per-
sonen, für die ein Pfleger oder Betreuer 
bestellt ist, dessen Aufgabenbereich die 
Aufenthaltsbestimmungen umfaßt, obliegt 
die Meldepflicht dem Pfleger oder Betreuer. 
 
(4) Neugeborene, die in der Bundesrepublik 
Deutschland geboren werden, sind nur an-
zumelden, wenn sie in eine andere als die 
Wohnung der Eltern oder Mutter aufge-
nommen werden.  
 

§ 14 
(entfällt) 

 
§ 15 

Begriff der Wohnung 
 

Wohnung im Sinne dieses Gesetzes ist je-
der umschlossene Raum, der zum Wohnen 
oder Schlafen benutzt wird. Als Wohnung 
gilt auch die Unterkunft an Bord eines Schif-
fes der Bundeswehr. Wohnwagen und 
Wohnschiffe sind nur dann als Wohnungen 
anzusehen, wenn sie nicht oder nur gele-
gentlich fortbewegt werden. § 22 bleibt un-
berührt. 
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§ 16 
Mehrere Wohnungen 

 
(1) Hat ein Einwohner mehrere Wohnungen 
im Inland, so ist eine dieser Wohnungen 
seine Hauptwohnung. 
 
(2) Hauptwohnung ist die vorwiegend be-
nutzte Wohnung des Einwohners. Haupt-
wohnung eines verheirateten oder eine Le-
benspartnerschaft führenden Einwohners, 
der nicht dauernd getrennt von seiner Fami-
lie oder seinem Lebenspartner lebt, ist die 
vorwiegend benutzte Wohnung der Familie 
oder der Lebenspartner. Hauptwohnung 
eines minderjährigen Einwohners ist die 
vorwiegend benutzte Wohnung der Perso-
nensorgeberechtigten; leben diese getrennt, 
ist Hauptwohnung die Wohnung des Perso-
nensorgeberechtigten, die von dem Minder-
jährigen vorwiegend benutzt wird. Haupt-
wohnung eines Behinderten, der in einer 
Behinderteneinrichtung untergebracht ist, 
bleibt auf Antrag des Behinderten bis zur 
Vollendung des 27. Lebensjahres die Woh-
nung nach Satz 3. In Zweifelsfällen ist die 
vorwiegend benutzte Wohnung dort, wo der 
Schwerpunkt der Lebensbeziehungen des 
Einwohners liegt. Kann der Wohnungssta-
tus eines verheirateten oder eine Lebens-
partnerschaft führenden Einwohners nach 
denSätzen 2 und 5 nicht zweifelsfrei be-
stimmt werden, ist Hauptwohnung die Woh-
nung nach Satz 1. 
 
(3) Nebenwohnung ist jede weitere Woh-
nung des Einwohners. 
 
(4) Der Einwohner hat der Meldebehörde 
bei jeder Anmeldung mitzuteilen, welche 
weiteren Wohnungen nach Absatz 1 er hat 
und welche Wohnung seine Hauptwohnung 
ist. Er hat der Meldebehörde der neuen 
Hauptwohnung jede Änderung der Haupt-
wohnung mitzuteilen. 
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§ 17 
Erfüllung der allgemeinen Meldepflicht 

 
(1) Soweit nachstehend nichts anderes be-
stimmt ist, hat der Meldepflichtige einen 
Meldeschein (§ 18) auszufüllen, zu unter-
schreiben und bei der Meldebehörde per-
sönlich oder durch einen bevollmächtigten 
Vertreter abzugeben. Hat die Meldebehörde 
für die Anmeldung einen Internet-Zugang 
eröffnet, kann sich der Meldepflichtige durch 
die Übermittlung der angeforderten Anga-
ben unter Verwendung einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach dem Signa-
turgesetz über diesen Zugang anmelden. 
Der Zugang muss eine dem Stand der 
Technik entsprechende Verschlüsselung 
der übermittelten Daten sicherstellen. 
 
(2) Zur Erfüllung der Meldepflicht kann der 
Meldepflichtige auch die Meldebehörde des 
neuen Wohnorts (Zuzugsmeldebehörde) 
ermächtigen, die bei der Meldebehörde sei-
nes letzten Wohnorts (Wegzugsmeldebe-
hörde) nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 18 gespei-
cherten Daten anzufordern und dem Melde-
pflichtigen diese Daten schriftlich oder in 
elektronischer Form zur Kenntnis zu geben 
(vorausgefüllter Meldeschein). Der Melde-
pflichtige hat die übermittelten Angaben auf 
ihre Richtigkeit zu prüfen, unzutreffende 
Angaben zu korrigieren, fehlende Angaben 
zu ergänzen und den aktualisierten voraus-
gefüllten Meldeschein unterschrieben oder 
mit einer qualifizierten elektronischen Signa-
tur versehen der Zuzugsmeldebehörde zu 
übermitteln. Dies gilt nicht, wenn die Melde-
behörde aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen gehindert ist, einen vorausgefüll-
ten Meldeschein zur Verfügung zu stellen. 
 
(3) Für den vorausgefüllten Meldeschein 
gibt der Meldepflichtige Namen, Vornamen, 
Geburtsdatum und -ort sowie die letzte 
Wohnanschrift an. Diese Daten darf die 
Meldebehörde der Meldebehörde des letz-
ten Wohnortes übermitteln, um die Daten 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 18 anzufordern. 
Die Wegzugsmeldebehörde übermittelt die 
angeforderten Daten nach den für sie gel-
tenden melderechtlichen Bestimmungen 
unverzüglich an die Zuzugsmeldebehörde. 
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(4) Angehörige einer Familie oder einer Le-
benspartnerschaft mit denselben Zuzugsda-
ten (Tag des Zuzugs sowie frühere und ge-
genwärtige Wohnungen) sollen gemeinsam 
einen Meldeschein verwenden; es genügt, 
wenn einer der Meldepflichtigen den Melde-
schein unterschreibt oder die Angaben mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur 
versieht. Die Absätze 2 und 3 finden ent-
sprechende Anwendung, wenn der Melde-
pflichtige versichert, zum Empfang der Da-
ten der übrigen Meldepflichtigen berechtigt 
zu sein. Er ist darüber zu belehren, dass der 
unberechtigte Empfang unter Vorspiegelung 
einer Berechtigung nach § 202a Strafge-
setzbuch strafbewehrt ist. 
 
(5) Der Meldepflichtige erhält eine gebüh-
renfreie schriftliche oder elektronische Mel-
debestätigung. 
 

§ 18 
Datenerhebung; Meldeschein 

 
(1) Bei der An- oder Abmeldung oder der 
Änderung des Wohnungsstatus dürfen vom 
Meldepflichtigen die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 
18 sowie die in § 3 Abs. 2 Nr. 2, 4a, 4b, 5 
und 7 aufgeführten Daten erhoben werden. 
 
(2) Der Meldepflichtige ist bei der Anmel-
dung über seine Rechte und Pflichten sowie 
über die Zulässigkeit von Datenübermittlun-
gen aufzuklären. 
 
(3) Die amtliche Meldebestätigung darf fol-
gende Daten enthalten: 
 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. Doktorgrad, 
4. Ordensnamen, Künstlernamen, 
5. Anschrift, 
6. Tag des Ein- oder Auszugs. 
 
(4) Das Innenministerium bestimmt durch 
Rechtsverordnung die Muster der Melde-
scheine für die Meldungen nach § 13 Abs. 1 
und 2, die Anzahl der Ausfertigungen, die 
Aufbewahrungsdauer bei der Meldebehörde 
sowie die Muster der Meldebestätigungen. 
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(5) Meldescheine sind kostenfrei bei der 
Meldebehörde bereitzuhalten. 
 

§ 19 
Auskunftspflicht des Meldepflichtigen 

 
Der Meldepflichtige hat der Meldebehörde 
auf Verlangen die zur ordnungsgemäßen 
Führung des Melderegisters erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen, die zum Nachweis 
der Angaben erforderlichen Unterlagen vor-
zulegen und bei dieser persönlich zu er-
scheinen. 
 

§ 20 
Auskunftsrecht und Auskunftspflicht  

des Wohnungsgebers 
 

Die Meldebehörde hat dem Eigentümer der 
Wohnung und, wenn dieser nicht Woh-
nungsgeber ist, auch dem Wohnungsgeber 
oder dessen Beauftragten bei Glaubhaftma-
chung eines rechtlichen Interesses Auskunft 
über Vor- und Familiennamen sowie Dok-
torgrade der in seiner Wohnung gemeldeten 
Einwohner zu erteilen. Sie kann vom Woh-
nungsgeber oder seinem Beauftragten Aus-
kunft darüber verlangen, welche Personen 
bei ihm wohnen oder gewohnt haben. Bei 
Binnenschiffern oder Seeleuten (§ 22) trifft 
diese Pflicht den Schiffseigner oder den 
Reeder. 
 

§ 21 
(aufgehoben) 

 
§ 22 

Binnenschiffer und Seeleute 
 

(1) Wer auf ein Binnenschiff zieht, das in 
einem Schiffsregister in der Bundesrepublik 
Deutschland eingetragen ist, hat sich bei 
der Meldebehörde des Heimatortes des 
Schiffes anzumelden. Die Vorschriften über 
die allgemeine Meldepflicht gelten entspre-
chend. Die Meldepflicht besteht nicht, so-
lange die Person im Inland für eine Woh-
nung nach § 13 Abs. 1 gemeldet ist. Die An- 
und Abmeldung kann auch bei einer ande-
ren Meldebehörde oder bei einer Hafenbe-
hörde zur Weiterleitung an die Meldebehör-
de des Heimatortes des Schiffes erstattet 
werden. 
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(2) Der Reeder des Seeschiffes, das be-
rechtigt ist, die Bundesflagge zu führen, hat 
den Kapitän und die Besatzungsmitglieder 
des Schiffes bei Beginn des Anstellungs-, 
Heuer- oder Ausbildungsverhältnisses an-
zumelden. Er hat diese Personen bei Been-
digung des Anstellungs-, Heuer- oder Aus-
bildungsverhältnisses abzumelden. Zustän-
dig ist die Meldebehörde am Sitz des Ree-
ders. Die Meldepflicht besteht nicht für Per-
sonen, die im Inland für eine Wohnung nach 
§ 13 Abs. 1 gemeldet sind. Die zu melden-
den Personen haben dem Reeder die erfor-
derlichen Auskünfte zu geben. 
 
(3) Das Innenministerium bestimmt durch 
Rechtsverordnung die Muster der Melde-
scheine für die Meldungen nach Absatz 2 
sowie die Anzahl der Ausfertigungen. § 18 
Abs. 1 gilt entsprechend.  
 

§ 23 
Befreiung von der Meldepflicht 

 
Von der Meldepflicht nach § 13 Abs. 1 und 
2 sind befreit 
 
1. Mitglieder einer ausländischen diploma-

tischen Mission oder einer ausländi-
schen konsularischen Vertretung und 
die mit ihnen im gemeinsamen Haus-
halt lebenden Familienmitglieder, falls 
die genannten Personen weder die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen 
noch in der Bundesrepublik Deutsch-
land ständig ansässig sind, noch dort 
eine private Erwerbstätigkeit ausüben;  

2. Personen, für die diese Befreiung in 
völkerrechtlichen Übereinkünften fest-
gelegt ist.  

 
Die Befreiung von der Meldepflicht nach 
Satz 1 Nr. 1 tritt nur ein, wenn die Gegen-
seitigkeit besteht.  
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§ 24 
Beziehen einer Gemeinschaftsunterkunft 

 
(1) Eine Meldepflicht nach § 13 Abs. 1 und 
2 wird nicht begründet, wenn 
 
1. ein Einwohner, ohne aus der bisherigen 

Wohnung auszuziehen, eine Gemein-
schaftsunterkunft bezieht, um  

 
a) Grundwehrdienst, freiwilligen zu-

sätzlichen Wehrdienst im Anschluß 
an den Grundwehrdienst, Wehr-
dienst als Soldat auf Zeit mit einer 
auf insgesamt nicht mehr als zwei 
Jahre festgesetzten Dienstzeit, 
Wehrdienst als Eignungsübender, 
Wehrübungen oder unbefristeten 
Wehrdienst, 

b) Grenzschutzgrunddienst, Grenz-
schutzübungen, unbefristeten 
Grenzschutzdienst oder Vorberei-
tungsdienst als Polizeivollzugsbe-
amter des mittleren Dienstes im 
Bundesgrenzschutz oder 

c) Zivildienst 
 
zu leisten, 

 
2. Berufssoldaten, Soldaten auf Zeit mit 

einer auf insgesamt mehr als zwei Jah-
res festgesetzten Dienstzeit und Beam-
te des Bundesgrenzschutzes, soweit 
sie nicht zu dem Personenkreis nach 
Nr. 1 Buchstabe b gehören, aus dienst-
lichen Gründen für eine Dauer von bis 
zu 6 Monaten eine Gemeinschaftsun-
terkunft oder eine andere dienstlich be-
reitgestellte Unterkunft beziehen und 
sie für eine Wohnung im Inland gemel-
det sind. 

 
(2) Eine Meldepflicht wird ferner nicht be-
gründet für 
 
1. Angehörige der Polizei, die ohne aus 

der bisherigen Wohnung auszuziehen, 
eine Gemeinschaftsunterkunft bezie-
hen, 

2. Angehörige des öffentlichen Dienstes, 
die zum Zwecke der Aus- und Fortbil-
dung an Lehrgängen oder Fachstudien 
teilnehmen und, ohne aus der bisheri-
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gen Wohnung auszuziehen, eine vom 
Dienstherrn oder von der Aus- und 
Fortbildungsstelle bereitgestellte Unter-
kunft beziehen. 

 
§ 25 

Abweichende Regelungen 
 

(1) Wer im Inland nach § 13 oder nach § 22 
gemeldet ist und zum Zwecke eines seiner 
Natur nach nicht länger als zwei Monate 
dauernden Aufenthalts eine Wohnung be-
zieht, unterliegt hinsichtlich dieser Wohnung 
nicht der Meldepflicht nach § 13 Abs. 1 und 
2. Ist er nach den zwei Monaten nicht aus 
der Wohnung ausgezogen, so hat er sich 
innerhalb einer Woche bei der Meldebehör-
de anzumelden (§ 13 Abs. 1). 
 
(2) Absatz 1 gilt für ausländische Besucher, 
die keine eigene Wohnung beziehen, mit 
der Maßgabe, daß sie im Inland nicht ge-
meldet zu sein brauchen.  
 
(3) Meldepflichten nach § 13 Abs. 1 und 2 
werden nicht begründet durch den Vollzug 
einer richterlichen Entscheidung über die 
Freiheitsentziehung. 
 

§ 26 
Beherbergungsstätten 

 
(1) Wer in Einrichtungen, die der gewerbs- 
oder geschäftsmäßigen Aufnahme von 
fremden Personen dienen (Beherbergungs-
stätten) als Gast für nicht länger als zwei 
Monate aufgenommen wird, unterliegt nicht 
den Meldepflichten nach § 13 Abs. 1 und 2. 
Sobald sein Aufenthalt die Dauer von zwei 
Monaten überschreitet, hat er sich innerhalb 
einer Woche bei der Meldebehörde anzu-
melden. 
 
(2) Die beherbergten Personen haben am 
Tage der Ankunft einen besonderen Melde-
schein handschriftlich auszufüllen und zu 
unterschreiben; beherbergte Ausländer ha-
ben sich dabei gegenüber dem Leiter der 
Beherbergungsstätte oder seinen Beauf-
tragten durch die Vorlage eines gültigen 
Identitätsdokuments (Paß, Personalausweis 
oder ein anderes Paßersatzpapier) auszu-
weisen, soweit es sich nicht um mitreisende 
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Ehegatten oder Lebenspartner und minder-
jährige Kinder sowie Teilnehmer von Reise-
gesellschaften von mehr als zehn Personen 
handelt. Der mitaufgenommene Ehegatte 
oder Lebenspartner kann auf demselben 
Meldeschein, der von einem der Ehegatten 
oder Lebenspartner auszufüllen und zu un-
terschreiben ist, aufgeführt werden. Minder-
jährige Kinder in Begleitung der Eltern sind 
nur der Zahl nach anzugeben. Bei Reisege-
sellschaften von mehr als zehn Personen 
trifft die Verpflichtung nach Satz 1 nur den 
Reiseleiter; er hat die Mitreisenden der Zahl 
nach unter Angabe ihrer Staatsangehörig-
keit anzugeben. Nimmt eine Person inner-
halb eines Jahres erneut Unterkunft in der 
Beherbergungsstätte und liegt der hand-
schriftlich ausgefüllte besondere Melde-
schein dort noch vor, reicht es aus, wenn 
die beherbergte Person einen mit den An-
gaben nach § 27 Abs. 2 versehenen beson-
deren Meldeschein eigenhändig unter-
schreibt. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre-
chend, wenn Personen in Zelten, Wohnwa-
gen oder Wasserfahrzeugen auf Plätzen 
übernachten, die gewerbs- oder geschäfts-
mäßig überlassen werden. 
 
(4) Absatz 2 gilt nicht für 
 
1. Einrichtungen mit Heimunterbringung, 

die der Erwachsenenbildung, der Aus-
bildung oder der Fortbildung dienen,  

2. Betriebs- oder Vereinsheime, wenn dort 
nur Betriebs- oder Vereinsmitglieder 
und deren Familienangehörige beher-
bergt werden,  

3. Jugendherbergen des "Deutschen Ju-
gendherbergswerks e.V."  

4. Niederlassungen von Orden und Exer-
zitienhäuser der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften. 
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§ 27 
Meldescheine für Beherbergungsstätten 

 
(1) Der Leiter der Beherbergungsstätte oder 
sein Beauftragter hat besondere Melde-
scheine bereitzuhalten und darauf hinzuwir-
ken, daß der Gast seine Verpflichtung nach 
§ 26 Abs. 2 erfüllt. Legt der beherbergte 
ausländische Gast kein oder kein gültiges 
Identitätsdokument vor, so ist dies auf dem 
Meldeschein in geeigneter Form zu vermer-
ken. 
 
(2) Die Meldescheine müssen Angaben 
enthalten über 
 
1. den Tag der Ankunft und den der vo-

raussichtlichen Abreise, 
2. den Familiennamen, 
3. den gebräuchlichen Vornamen (Ruf-

name), 
4. den Tag der Geburt, 
5. die Anschrift und 
6. die Staatsangehörigkeiten. 
 
Der Leiter der Beherbergungsstätte oder 
sein Beauftragter hat bei ausländischen 
Gästen die im Meldeschein gemachten An-
gaben mit denen des Identitätsdokuments 
zu vergleichen. Ergeben sich hierbei Abwei-
chungen, ist dies auf dem Meldeschein in 
geeigneter Form zu vermerken. 
 
(3) Die ausgefüllten Meldescheine sind der 
Meldebehörde und der Polizei auf Verlan-
gen zur Einsicht vorzulegen oder an sie zu 
übermitteln. Die nicht übermittelten Melde-
scheine sind vom Tage der Ankunft an ein 
Jahr aufzubewahren, vor unbefugter Ein-
sicht zu sichern und nach Ablauf der Auf-
bewahrungsfrist zu vernichten. 
 
(4) Die Meldebehörden können im Einzelfall 
anordnen, die Meldescheine zu bestimmten 
Stunden zur Einsichtnahme bereitzuhalten 
oder der Polizei zu übermitteln sind. 
 
(5) Das Innenministerium kann durch 
Rechtsverordnung das Muster der Melde-
scheine bestimmen.  
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§ 28 
Krankenhäuser 

 
(1) Wer in Krankenhäusern, Pflegeheimen 
oder sonstigen Einrichtungen, die der Be-
treuung Pflegebedürftiger oder behinderter 
Menschen oder der Heimerziehung dienen, 
aufgenommen wird, braucht sich nicht an-
zumelden, solange er für eine andere Woh-
nung im Inland gemeldet ist. Wer nicht für 
eine solche Wohnung gemeldet ist, hat sich 
innerhalb einer Woche anzumelden, sobald 
sein Aufenthalt die Dauer von zwei Monaten 
überschreitet. Für Personen, die ihrer Mel-
depflicht wegen Gebrechlichkeit nicht nach-
kommen können, sind die Leiter der Einrich-
tungen oder ihre Beauftragten meldepflich-
tig. § 13 Abs. 3 Satz 3 bleibt unberührt. 
 
(2) Die in Einrichtungen nach Absatz 1 auf-
genommenen Personen haben den Leitern 
dieser Einrichtungen oder deren Beauftrag-
ten die erforderlichen Angaben über ihre 
Identität zu machen. Die Leiter der Einrich-
tungen oder ihre Beauftragten sind ver-
pflichtet, diese Angaben unverzüglich in ein 
Verzeichnis aufzunehmen. Der Meldebe-
hörde, der Polizei und den Staatsanwalt-
schaften ist hieraus Auskunft zu erteilen, 
wenn dies nach ihrer Feststellung zur Ab-
wehr einer erheblichen und gegenwärtigen 
Gefahr, zur Verfolgung von Straftaten oder 
zur Aufklärung des Schicksals von Vermiß-
ten und Unfallopfern im Einzelfall erforder-
lich ist. 
 
(3) Das Verzeichnis muß Angaben enthal-
ten über 
 
1. den Tag der Aufnahme und den der 

Entlassung, 
2. den Familiennamen, 
3. den Geburtsnamen, 
4. den gebräuchlichen Vornamen (Ruf-

namen), 
5. den Tag und den Ort der Geburt, 
6. die Staatsangehörigkeiten, 
7. den Familienstand und 
8. die Anschrift. 
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(4) An die Stelle eines Verzeichnisses nach 
Absatz 2 können sonstige Unterlagen der 
dort genannten Einrichtungen treten, wenn 
sie die Daten des Absatzes 3 enthalten. 
 
(5) Das Verzeichnis nach Absatz 2 ist ein 
Jahr nach der letzten Eintragung aufzube-
wahren, vor unbefugter Einsichtnahme zu 
sichern und nach Ablauf der Aufbewah-
rungspflicht zu vernichten. Die Aufbewah-
rungsfrist gilt für sonstige Unterlagen nach 
Absatz 4 entsprechend. 
 

§ 29 
Nutzungsbeschränkungen 

 
(1) Die nach § 26 Abs. 2 erhobenen Anga-
ben dürfen nur von den in § 31 Abs. 3 ge-
nannten Behörden für Zwecke der Gefah-
renabwehr oder der Strafverfolgung sowie 
zur Aufklärung der Schicksale von Vermiß-
ten und Unfallopfern ausgewertet und ver-
arbeitet werden. 
 
(2) Die nach § 28 Abs. 2 erhobenen Anga-
ben dürfen von den dort genannten Behör-
den nur für die in § 28 Abs. 2 Satz 3 ge-
nannten Zwecke ausgewertet und verarbei-
tet werden. 

 
10. Die Überschrift des Abschnittes 4 wird 

gestrichen.  
 

 Vierter Abschnitt 
Datenübermittlungen 

11. § 30 wird aufgehoben. 
 

 § 30 
Datenübermittlung zwischen den  

Meldebehörden 
 

(1) Hat sich ein Einwohner bei einer Melde-
behörde angemeldet, so hat diese die bis-
her zuständige Meldebehörde und die für 
weitere Wohnungen zuständigen Meldebe-
hörden unverzüglich, spätestens jedoch drei 
Werktage nach der Anmeldung, durch 
Übermittlung der in § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 18 
genannten Daten zu unterrichten (Rückmel-
dung), unabhängig davon, welche Form der 
Anmeldung gewählt wurde. Im Falle der 
Anmeldung in Form des Verfahrens nach  
§ 17 Abs. 2 (vorausgefüllter Meldeschein) 
hat die Zuzugsmeldebehörde die bisher 
zuständige Meldebehörde über den Vollzug 
der Anmeldung sowie über abweichende 
Daten und die Meldebehörden der weiteren 
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Wohnungen durch Übermittlung der in § 3 
Abs. 1 Nr. 1 bis 18 genannten Daten zu 
unterrichten. § 9 Abs. 2a Satz 2 gilt ent-
sprechend. Bei einem Zuzug aus dem Aus-
land ist die für den letzten Wohnort im In-
land zuständige Meldebehörde zu unterrich-
ten. Die bisher zuständige Meldebehörde 
hat die Meldebehörde der neuen Wohnung 
über die in § 3 Abs. 2 Nr. 1, 3, 4, 4b und 4c 
genannten Tatsachen sowie dann zu unter-
richten, wenn die in Satz 1 bezeichneten 
Daten von den bisherigen Angaben abwei-
chen. 
 
(2) Werden die in § 3 Abs. 1 bezeichneten 
Daten fortgeschrieben, so sind die für weite-
re Wohnungen des Einwohners zuständigen 
Meldebehörden zu unterrichten, soweit die 
Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-
lich sind. Satz 1 gilt entsprechend für die in 
§ 3 Abs. 2 Nr. 1 genannte Tatsache. 
 
(3) In den Fällen des § 34 Abs. 6 hat die 
zuständige Meldebehörde die für die vorhe-
rige Wohnung und die für weitere Wohnun-
gen zuständigen Meldebehörden zu unter-
richten. Entsprechendes gilt im Falle der 
Aufhebung einer Auskunftssperre. 
 
(4) Soweit Meldebehörden ausschließlich im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes beteiligt 
sind, wird das Innenministerium ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung weitere Daten und 
das Nähere über das Verfahren für die Da-
tenübermittlung zu bestimmen. 

 
12. § 31 wird § 4 und wie folgt gefasst: 
 

„§ 4 
Datenübermittlung an andere  

öffentliche Stellen 
 

(1) Das für Inneres zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung regelmäßige Datenübermitt-
lungen nach § 36 Absatz 1 des Bun-
desmeldegesetzes an andere öffentli-
che Stellen unter Angabe von Anlass 
und Zweck der Übermittlungen, des Da-
tenempfängers sowie der zu übermit-
telnden Daten zu regeln. 
 
 

  
 

§ 31 
Datenübermittlung an andere Behörden 

oder sonstige öffentliche Stellen; 
Datenweitergabe 

 
(1) Die Meldebehörde darf einer anderen 
Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle 
im Inland aus dem Melderegister folgende 
Daten übermitteln, soweit dies zur Erfüllung 
von in ihrer Zuständigkeit oder in der Zu-
ständigkeit des Empfängers liegenden Auf-
gaben erforderlich ist: 
 
1. Familiennamen, 
2. frühere Namen, 
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(2) Soweit die Kreise Aufgaben wahr-
nehmen, die auch die kreisfreien Städte 
zu erfüllen haben, dürfen die Meldebe-
hörden der kreisangehörigen Gemein-
den unter den in § 34 Absatz 1 und 2 
des Bundesmeldegesetzes genannten 
Voraussetzungen dem Kreis die in § 38 
Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes 
aufgeführten Daten regelmäßig über-
mitteln.“ 
 

 

3. Vornamen, 
4. Doktorgrad, 
5. Ordensnamen, Künstlernamen, 
6. Tag und Ort der Geburt, 
7. Geschlecht, 
8. gesetzlicher Vertreter (Vor- und Famili-

ennamen, Doktorgrad, Anschrift, Tag 
der Geburt, Sterbetag), 

9. Staatsangehörigkeiten einschließlich 
der nach § 3 Abs. 2 Nr. 4 gespeicherten 
Daten, 

10. gegenwärtige und frühere Anschriften, 
Haupt-und Nebenwohnung, bei Zuzug 
aus dem Ausland auch die letzte frühe-
re Anschrift im Inland, 

11. Tag des Ein- und Auszugs, 
12. Familienstand, bei Verheirateten oder 

Lebenspartnern zusätzlich Tag und Ort 
der Eheschließung oder der Begrün-
dung der Lebenspartnerschaft, 

13. Übermittlungssperren sowie 
14. Sterbetag und -ort. 
 
Für Übermittlungen an Behörden oder sons-
tige öffentlichen Stellen 
 
1. in anderen Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Union, 
2. in anderen Vertragsstaaten des Ab-

kommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder 

3. der Organe und Einrichtungen der Eu-
ropäischen Gemeinschaften 

 
im Rahmen der Tätigkeiten, die ganz oder 
teilweise in den Anwendungsbereich des 
Rechts der Europäischen Gemeinschaften 
fallen, gilt Satz 1 nach den für diese Über-
mittlungen geltenden Gesetzen und Verein-
barungen. Den in Absatz 3 bezeichneten 
Behörden darf die Meldebehörde unter den 
Voraussetzungen des Satzes 1 über die 
dort genannten Daten hinaus auch die An-
gaben nach § 3 Abs. 1 Nr. 17 übermitteln. 
Werden Daten über eine Vielzahl nicht na-
mentlich bezeichneter Einwohner übermit-
telt, so dürfen für die Zusammensetzung der 
Personengruppe nur die in Satz 1 genann-
ten Daten zugrunde gelegt werden. 
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(1a) Die Daten dürfen auch auf automati-
siert verarbeitbaren Datenträgern oder 
durch Datenübertragung übermittelt werden, 
wenn über die Identität der anfragenden 
Stelle kein Zweifel besteht und keine Über-
mittlungssperre nach § 32 Abs. 2 Satz 3 
oder § 34 Abs. 6 und 7 vorliegt. § 9 Abs. 2a 
Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(2) Die Übermittlung weiterer als der in Ab-
satz 1 Satz 1 bezeichneten Daten oder die 
Übermittlung der in § 3 Abs. 1 oder 2 ge-
nannten Hinweise im Melderegister an an-
dere Behörden oder sonstige öffentliche 
Stellen ist nur dann zulässig, wenn der 
Empfänger 
 
1. ohne Kenntnis der Daten zur Erfüllung 

einer ihm durch Rechtsvorschrift über-
tragenen Aufgabe nicht in der Lage wä-
re und 

2. die Daten beim betroffenen Einwohner 
nur mit unverhältnismäßig hohem Auf 
wand erheben könnte oder von einer 
Datenerhebung nach der Art der Auf-
gabe, zu der die Daten erforderlich 
sind, abgesehen werden muß. 

 
(3) Wird die Meldebehörde von der Polizei, 
den Staatsanwaltschaften, den Gerichten, 
den Justizvollzugsbehörden sowie der Lan-
desbehörde für Verfassungsschutz, von 
dem Bundesamt für Verfassungsschutz, 
dem Bundesnachrichtendienst, dem Militäri-
schen Abschirmdienst, dem Bundeskrimi-
nalamt, dem Bundesgrenzschutz, dem Zoll-
fahndungsdienst oder dem Generalbundes-
anwalt um Übermittlung von Daten oder 
Hinweisen nach Absatz 2 zur Erfüllung der 
in der Zuständigkeit dieser Behörden lie-
genden Aufgaben ersucht, so entfällt die 
Prüfung durch die Meldebehörde, ob die 
Voraussetzungen nach Absatz 2 und § 7 
vorliegen. Ein Ersuchen nach Satz 1 darf 
nur von Bediensteten gestellt werden, die 
vom Behördenleiter dafür besonders er-
mächtigt sind. Die ersuchende Behörde hat 
den Namen und die Anschrift des Betroffe-
nen unter Hinweis auf den Anlaß der Über-
mittlung aufzuzeichnen. Diese Aufzeich-
nungen sind gesondert aufzubewahren, 
durch technische und organisatorische 
Maßnahmen zu sichern und am Ende des 
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Kalenderjahres, das dem Jahr der Einstel-
lung der Aufzeichnung folgt, zu vernichten. 
 
(4) Regelmäßige Datenübermittlungen an 
andere Behörden oder sonstige öffentliche 
Stellen, insbesondere die Einrichtung auto-
matisierter Verfahren, die den Abruf perso-
nenbezogener Daten ermöglichen, sind 
zulässig, soweit dies durch Bundes- oder 
Landesrecht unter Festlegung des Anlasses 
und des Zwecks der Übermittlungen, der 
Datenempfänger und der zu übermittelnden 
Daten bestimmt ist. 
 
(5) Das Innenministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die regelmäßige 
Übermittlung der in den Absätzen 1 und 2 
sowie der in § 3 Abs. 2 Nr. 7 genannten 
Daten zuzulassen, soweit die dort genann-
ten Voraussetzungen erfüllt sind. Es hat 
hierbei Anlaß und Zweck der Übermittlung, 
die Datenempfänger, die zu übermittelnden 
Daten, ihre Form sowie das Nähere über 
das Verfahren der Übermittlung festzulegen. 
Soweit die Kreise Aufgaben wahrnehmen, 
die auch die kreisfreien Städte zu erfüllen 
haben, dürfen die Meldebehörden der 
kreisangehörigen Gemeinden unter den in 
Satz 2 und Absatz 1 genannten Vorausset-
zungen dem Kreis die in § 34 Abs. 1 aufge-
führten Daten regelmäßig übermitteln. 
 
(6) Innerhalb der Gemeinde dürfen unter 
den in Absatz 1 genannten Voraussetzun-
gen sämtliche der in § 3 Abs. 1 aufgeführten 
Daten und Hinweise weitergegeben werden. 
Für die regelmäßige Weitergabe von Daten 
einschließlich der Einrichtung automatisier-
ter Verfahren, die den Abruf personenbezo-
gener Daten ermöglichen, gilt § 9 Abs. 2 
Satz 2 bis 4 sowie Absatz 3 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen ent-
sprechend. Für die Weitergabe und Ein-
sichtnahme von Daten und Hinweisen nach 
§ 3 Abs. 2 ist Absatz 2 entsprechend anzu-
wenden. 
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(7) Die Datenempfänger dürfen die Daten 
und Hinweise, soweit gesetzlich nichts an-
deres bestimmt ist, nur für die Zwecke ver-
arbeiten, zu deren Erfüllung sie ihnen 
übermittelt oder weitergegeben wurden. In 
den Fällen des § 34 Abs. 6 und 7 ist eine 
Verarbeitung oder Nutzung der übermittel-
ten oder weitergegebenen Daten und Hin-
weise nur zulässig, wenn die Beeinträchti-
gung schutzwürdiger Interessen des Be-
troffenen ausgeschlossen werden kann. 
 

13. § 32 wird § 5 und wie folgt gefasst: 
 
 

„§ 5 
Datenübermittlung an öffentlich-

rechtliche Religionsgesellschaften 
 
(1) Über die in § 42 Absatz 1 des Bundes-
meldegesetzes aufgeführten Daten hinaus 
dürfen die Meldebehörden den öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften folgen-
de Daten ihrer Mitglieder und des gesetzli-
chen Vertreters übermitteln: bedingter 
Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmelde-
gesetzes 
 
(2) Über die in § 42 Absatz 2 des Bundes-
meldegesetzes aufgeführten Daten hinaus 
dürfen die Meldebehörden den öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften folgen-
de Daten der dort bezeichneten Familien-
angehörigen übermitteln: 
 
1. frühere Namen 
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten 
3. bedingter Sperrvermerk nach § 52 des 

Bundesmeldegesetzes 
 

(3) Zuständige Stelle für die Feststellung 
nach § 42 Absatz 5 des Bundesmeldege-
setzes, dass beim Datenempfänger ausrei-
chende Maßnahmen zum Datenschutz ge-
troffen sind, ist das für Inneres zuständige 
Ministerium.“ 
 
 

  
 
 

§ 32 
Datenübermittlung an öffentlich-

rechtliche Religionsgesellschaften 
 

(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft unter den 
in § 31 Abs. 1 genannten Voraussetzungen 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben folgende Daten 
ihrer Mitglieder übermitteln: 
 
1. Familiennamen, 
2. frühere Namen, 
3. Vornamen, 
4. Doktorgrad, 
5. Ordensnamen, Künstlernamen, 
6. Tag und Ort der Geburt, 
7. Geschlecht, 
8. Staatsangehörigkeiten, 
9. gegenwärtige und letzte frühere An-

schrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei 
Zuzug aus dem Ausland auch die letzte 
frühere Anschrift im Inland, 

10. Tag des Ein- und Auszugs, 
11. Familienstand, beschränkt auf die An-

gabe, ob verheiratet oder eine Lebens-
partnerschaft führend oder nicht; zu-
sätzlich bei Verheirateten oder Lebens-
partnern: Tag der Eheschließung oder 
der Begründung der Lebenspartner-
schaft, 

12. Zahl der minderjährigen Kinder, 
13. Übermittlungssperren sowie 
14. Sterbetag und -ort. 
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(2) Von Familienangehörigen der Mitglieder, 
die nicht derselben oder keiner öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft angehö-
ren, darf die Meldebehörde folgende Daten 
übermitteln: 
 
1. Familiennamen, 
2. Vornamen, 
3. Tag der Geburt, 
4. Geschlecht, 
5. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-

rechtlichen Religionsgesellschaft, 
6. Anschriften, 
7. Übermittlungssperren sowie 
8. Sterbetag. 
 
Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 
sind der Ehegatte, minderjährige Kinder und 
die Eltern minderjähriger Kinder. Der Be-
troffene kann verlangen, daß seine Daten 
nicht übermittelt werden; er ist hierauf bei 
der Anmeldung nach § 13 Abs. 1 hinzuwei-
sen. Satz 3 gilt nicht, soweit Daten für Zwe-
cke des Steuererhebungsrechts der jeweili-
gen öffentlich-rechtlichen Religionsgesell-
schaft übermittelt werden. 
 
(3) In den Fällen des § 1758 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches dürfen die nach 
den Absätzen 1 und 2 übermittelten Daten 
von der öffentlich-rechtlichen Religionsge-
sellschaft ausschließlich für seelsorgerische 
und steuerliche Zwecke verwendet werden. 
 
(4) Eine Datenübermittlung nach den Ab-
sätzen 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn 
sichergestellt ist, daß bei dem Datenemp-
fänger ausreichende Datenschutzmaßnah-
men getroffen sind. Die Feststellung hier-
über trifft das Innenministerium. 
 
(5) § 31 Abs. 1a gilt entsprechend. 
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14. Nach § 5 werden folgende §§ 6 bis 9 
eingefügt: 

 
„§ 6 

Vorausgefüllter Meldeschein 
 

Die Meldebehörden (Zuzugsmeldebe-
hörden und Wegzugsmeldebehörden) 
sind im Rahmen der Anmeldung einer 
meldepflichtigen Person verpflichtet, 
den vorausgefüllten Meldeschein in 
elektronischer Form im Sinne des § 23 
Absatz 3 und 4 des Bundesmeldege-
setzes zur Datenübermittlung zu nut-
zen. 

 

  

§ 7 
Verfahren des automatisierten Ab-

rufs durch Behörden 
 
(1) Das Bereithalten von Daten zum au-
tomatisierten Abruf erfolgt durch die 
Meldebehörden für alle öffentlichen 
Stellen des Landes Nordrhein-
Westfalen, die der Aufsicht des Landes 
unterstehen, und für die Gerichte über 
das von dem für Inneres zuständigen 
Ministerium betriebene Meldeportal Be-
hörden. 
 
(2) Das Meldeportal Behörden ist zent-
rale Stelle für den automatisierten Abruf 
durch andere öffentliche Stellen nach 
den §§ 38 und 39 des Bundesmeldege-
setzes, wenn diese zu Abrufen von 
Meldedaten von dem für Inneres zu-
ständigen Ministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen oder der zustän-
digen Stelle eines anderen Landes zu-
gelassen worden sind. 
 
(3) Die Meldebehörden sind zum An-
schluss an das Meldeportal Behörden 
verpflichtet. Die Meldebehörden sind 
nicht verpflichtet, den automatisierten 
Abruf auf anderem Weg bereit zu hal-
ten, sofern ein Abruf über das Melde-
portal Behörden eröffnet ist oder eröff-
net werden könnte. 
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§ 8 
Melderegisterauskunft nach § 50 Ab-

satz 1 des Bundesmeldegesetzes 
 

(1) Die Melderegisterauskunft nach  
§ 50 Absatz 1 des Bundesmeldegeset-
zes ist auf zwei Gruppen zu beschrän-
ken, die ihrerseits nicht mehr als zehn 
Geburtsjahrgänge umfassen dürfen. 
Die Geburtstage der Stimmberechtigten 
dürfen dabei nicht mitgeteilt werden. 
Im Zusammenhang mit Volksbegehren 
und Volksentscheiden sowie mit Bür-
gerentscheiden dürfen Auskünfte nach 
Maßgabe des § 50 Absatz 1 des Bun-
desmeldegesetzes in Verbindung mit 
Satz 1 den Parteien, Antragstellern, 
Wählergruppen und anderen Trägern 
von Wahlvorschlägen, auch Einzelbe-
werbern, erteilt werden. Die Auskünfte 
dürfen bei Volksbegehren vom Tage 
der Veröffentlichung der Zulassung der 
Listenauslegung bis zum Ablauf der 
Eintragungs- oder Nachfrist und bei  
Volksentscheiden vom Tage der Veröf-
fentlichung des Abstimmungstages bis 
zum Tag vor dem Abstimmungstag ge-
geben werden. Bei Bürgerentscheiden 
dürfen die Auskünfte vom Tage der 
Entscheidung, nach der einem zulässi-
gen Bürgerbegehren nicht entsprochen 
wird, bis zum Tag vor dem Abstim-
mungstag gegeben werden. Auskünfte 
nach Satz 4 und 5 dürfen nur in den 
sechs der Abstimmung vorangehenden 
Monaten gegeben werden. 
 
(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit für Perso-
nen eine Auskunftssperre besteht. Der 
Empfänger oder die Empfängerin darf 
die Daten nur für den Zweck verarbei-
ten, zu dessen Erfüllung sie ihm /ihr 
übermittelt wurden. 
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§ 9 
Portale in nicht öffentlich-rechtlicher 

Form 
 
Das für Inneres zuständige Ministerium 
ist die nach § 49 Absatz 3 Satz 2 Bun-
desmeldegesetz zuständige Stelle für 
die Zulassung eines Portals, das nicht 
in öffentlich-rechtlicher Form betrieben 
wird.“ 
 

  

15. Die §§ 33 bis 35 werden aufgehoben. 
 

 § 33 
Datenübermittlung an den Suchdienst 

 
Die Meldebehörden übermitteln dem Such-
dienst zur Erfüllung seiner Aufgaben von 
den Einwohnern, die aus dem in § 1 Abs. 2 
Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes be-
zeichneten Gebieten stammen, folgende 
Daten: 
 
1. Familienname, 
2.  frühere Namen, 
3. Vornamen, 
4. Tag und Ort der Geburt, 
5. gegenwärtige Anschrift, 
6. Anschrift am 1. September 1939. 
 

§ 34 
Melderegisterauskunft 

 
(1) Personen, die nicht Betroffene sind, und 
anderen als den in § 31 Abs. 1 bezeichne-
ten Stellen darf die Meldebehörde nur Aus-
kunft über 
 
1. Vor- und Familiennamen, 
2. Doktorgrad und 
3. Anschriften 

 
einzelner bestimmter Einwohner erteilen 
(einfache Melderegisterauskunft). Dies gilt 
auch, wenn jemand Auskünfte über Daten 
einer Vielzahl namentlich bezeichneter Ein-
wohner begehrt. 
 
(1a) Einfache Melderegisterauskünfte kön-
nen auf automatisiert verarbeitbaren Daten-
trägern, durch Datenübertragung oder im 
Wege des automatisierten Abrufs über das 
Internet erteilt werden, wenn 
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1. der Antrag in der amtlich vorgeschrie-
benen Form gestellt worden ist, 

2. der Antragsteller den Betroffenen mit 
Vor- und Familiennamen sowie mindes-
tens zwei weiteren der auf Grund von  
§ 3 Abs. 1 gespeicherten Daten be-
zeichnet hat und 

3. die Identität des Betroffenen durch ei-
nen automatisierten Abgleich der im 
Antrag angegebenen mit den im Melde-
register gespeicherten Daten des Be-
troffenen eindeutig festgestellt worden 
ist. 

 
(1b) Soll der Abruf über das Internet ermög-
licht werden, ist sicherzustellen, dass das 
Antragsverfahren und die Auskunftsertei-
lung in verschlüsselter Form erfolgen. Die 
Eröffnung des Zugangs ist öffentlich be-
kannt zu machen. Ein Abruf ist nicht zuläs-
sig, wenn der Betroffene dieser Form der 
Auskunftserteilung widersprochen hat. Die 
Meldebehörde hat spätestens einen Monat 
vor der Eröffnung des Internetzugangs 
durch öffentliche Bekanntmachung auf das 
Widerspruchsrecht hinzuweisen. Im Übrigen 
gilt § 35 Abs. 6 Satz 2 entsprechend. 
 
(1c) Der automatisierte Abruf über das In-
ternet kann statt über den eigenen Zugang 
der Meldebehörde auch über Portale erfol-
gen.  
 
Das Portal muss insbesondere in der Lage 
sein: 
 
1. die Anfragenden zu registrieren; 
2. Auskunftsersuchen entgegenzunehmen 

und an Meldebehörden oder andere 
Portale weiterzuleiten; 

3. die Antworten entgegenzunehmen, 
gegebenenfalls zwischenzuspeichern 
und sie weiterzuleiten; 

4. die Zahlung der Gebühren an die Mel-
debehörden sicherzustellen; 

5. Datenschutz und Datensicherheit zu 
gewährleisten. 

 
Das Portal darf die ihm übermittelten Daten 
nur so lange speichern, wie es für die Erfül-
lung seiner Aufgabe erforderlich ist. Die 
dem Portal überlassenen Datenträger oder 
übermittelten Daten sind nach Erledigung 
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des Antrags unverzüglich zurückzugeben, 
zu löschen oder zu vernichten. Wird das 
Portal nicht in öffentlich-rechtlicher Form 
betrieben, so bedarf es der Zulassung durch 
das Innenministerium. Das Innenministeri-
um kann durch Rechtsverordnung die Vo-
raussetzungen und das Verfahren zur Zu-
lassung von Portalen regeln. 
 
(2) Soweit jemand ein berechtigtes Interes-
se glaubhaft macht, darf ihm zusätzlich zu 
den in Absatz 1 Satz 1 genannten Daten 
eines einzelnen bestimmten Einwohners 
eine erweiterte Melderegisterauskunft erteilt 
werden über 
 
1. frühere Vor- und Familiennamen, 
2. Tag und Ort der Geburt, 
3. gesetzlichen Vertreter, 
4. Staatsangehörigkeiten, 
5. frühere Anschriften, 
6. Tag des Ein- und Auszugs, 
7. Familienstand, beschränkt auf die An-

gabe, ob verheiratet oder eine Lebens-
partnerschaft führend oder nicht, 

8. Vor- und Familiennamen sowie An-
schrift des Ehegatten oder Lebenspart-
ners, 

9. Sterbetag und -ort. 
 
Die Meldebehörde hat den Betroffenen über 
die Erteilung einer erweiterten Melderegis-
terauskunft unter Angabe des Datenemp-
fängers unverzüglich zu unterrichten; dies 
gilt nicht, wenn der Datenempfänger ein 
rechtliches Interesse, insbesondere zur Gel-
tendmachung von Rechtsansprüchen, 
glaubhaft gemacht hat. 
 
(3) Melderegisterauskunft über eine Vielzahl 
nicht namentlich bezeichneter Einwohner 
(Gruppenauskunft) darf nur erteilt werden, 
soweit sie im öffentlichen Interesse liegt. 
Für die Zusammensetzung der Personen-
gruppe dürfen die folgenden Daten heran-
gezogen werden: 
 
1.  Tag der Geburt, 
2.  Geschlecht, 
3.  Staatsangehörigkeiten, 
4.  Anschriften, 
5.  Tag des Ein- und Auszugs, 
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6. Familienstand, beschränkt auf die An-
gabe, ob verheiratet oder eine Lebens-
partnerschaft führend oder nicht. 

 
Außer der Tatsache der Zugehörigkeit zu 
der Gruppe dürfen folgende Daten mitgeteilt 
werden: 
 
1. Vor- und Familiennamen, 
2. Doktorgrad, 
3. Alter, 
4. Geschlecht, 
5. Staatsangehörigkeiten, 
6. Anschriften und 
7. gesetzlicher Vertreter minderjähriger 

Kinder (Vor- und Familienname, An-
schrift). 

 
(4) Die Meldebehörde darf unter den Vo-
raussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 und 2 
die in Absatz 1 Satz 1 genannten Daten für 
die Versendung von Einladungen oder an-
deren Unterlagen an die Betroffenen nut-
zen, wenn bei einer Melderegisterauskunft 
deren schutzwürdige Interessen beeinträch-
tigt würden. 
 
(5) Bei Melderegisterauskünften nach den 
Absätzen 2 und 3 darf der Empfänger die 
Daten nur für den Zweck verarbeiten, zu 
dessen Erfüllung sie ihm übermittelt wur-
den. 
 
(6) Liegen Tatsachen vor, die die Annahme 
rechtfertigen, dass dem Betroffenen oder 
einer anderen Person durch eine Meldere-
gisterauskunft eine Gefahr für Leben, Ge-
sundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche 
schutzwürdige Interessen erwachsen kann, 
hat die Meldebehörde auf Antrag oder von 
Amts wegen eine Auskunftssperre im Mel-
deregister einzutragen. Eine Melderegister-
auskunft ist in diesen Fällen unzulässig, es 
sei denn, dass nach Anhörung des Be-
troffenen eine Gefahr im Sinne des Satzes 
1 ausgeschlossen werden kann. Die Aus-
kunftssperre endet mit Ablauf des zweiten 
auf die Antragsstellung folgenden Kalender-
jahres; sie kann auf Antrag verlängert wer-
den. 
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(7) Die Melderegisterauskunft ist ferner un-
zulässig, 
 
1. soweit die Einsicht in einen Eintrag im 

Geburten- oder Familienbuch nach § 61 
Abs. 2 und 3 des Personenstandsge-
setzes nicht gestattet werden darf,  

2. in den Fällen des § 1758 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches. 

 
(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten auch für öf-
fentlich-rechtliche Rundfunkanstalten, so-
weit sie publizistische Tätigkeiten ausüben. 

 
§ 35 

Melderegisterauskunft in besonderen 
Fällen 

 
(1) Die Meldebehörde darf Parteien, Wäh-
lergruppen und anderen Trägern von Wahl-
vorschlägen im Zusammenhang mit Parla-
ments- und Kommunalwahlen oder unmit-
telbaren Wahlen von Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeistern sowie Landrätinnen 
und Landräten in den sechs der Wahl vo-
rangehenden Monaten Auskunft aus dem 
Melderegister über die in § 34 Abs. 1 Satz 1 
bezeichneten Daten von Gruppen von 
Wahlberechtigten erteilen, für deren Zu-
sammensetzung das Lebensalter der Be-
troffenen bestimmend ist. Die Auskunft ist 
auf zwei Gruppen zu beschränken, die ih-
rerseits nicht mehr als zehn Geburtsjahr-
gänge umfassen dürfen. Die Geburtstage 
der Wahlberechtigten dürfen dabei nicht 
mitgeteilt werden. Der Empfänger hat die 
Daten spätestens einen Monat nach der 
Wahl zu löschen und hierzu erforderlichen-
falls die Datenträger zu vernichten; er hat 
mit dem Auskunftsersuchen eine entspre-
chende schriftliche Verpflichtungserklärung 
abzugeben. 
 
(2) Im Zusammenhang mit Volksbegehren 
und Volksentscheiden sowie mit Bürgerent-
scheiden dürfen Auskünfte nach Maßgabe 
des Absatzes 1 den Antragstellern und Par-
teien erteilt werden. Die Auskünfte dürfen 
bei Volksbegehren vom Tage der Veröffent-
lichung der Zulassung der Listenauslegung 
bis zum Ablauf der Eintragungs- oder Nach-
frist und bei Volksentscheiden vom Tage 
der Veröffentlichung des Abstimmungstages 
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bis zum Tag vor dem Abstimmungstag ge-
geben werden. Bei Bürgerentscheiden dür-
fen die Auskünfte vom Tage der Entschei-
dung, nach der einem zulässigen Bürgerbe-
gehren nicht entsprochen wird, bis zum Tag 
vor dem Abstimmungstag gegeben werden. 
 
(3) Die Meldebehörde darf Mitgliedern par-
lamentarischer und kommunaler Vertre-
tungskörperschaften sowie Presse und 
Rundfunk eine Melderegisterauskunft über 
Alters- und Ehejubiläen von Einwohnern 
nach deren Einwilligung erteilen. Die Aus-
kunft darf nur die in § 34 Abs. 1 Satz 1 ge-
nannten Daten des Betroffenen sowie Tag 
und Art des Jubiläums umfassen.  
 
(4) Zum Zweck der Veröffentlichung in ge-
druckten Adreßbüchern darf Adreßbuchver-
lagen Auskunft über 
 
1. Vor- und Familiennamen, 
2. Doktorgrad und 
3. Anschriften 
 
sämtlicher Einwohner erteilt werden, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben. Die Über-
mittlung der Daten ist nur zulässig, sofern 
die Betroffenen zuvor schriftlich eingewilligt 
haben. Eine Verknüpfung dieser Daten mit 
anderen personenbezogenen Daten ist un-
zulässig. 
 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, soweit 
eine Übermittlungssperre besteht. Bei Mel-
deregisterauskünften nach den Absätzen 1 
bis 4 darf der Empfänger die Daten nur für 
den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung 
sie ihm übermittelt wurden. 
 
(6) Die Betroffenen haben das Recht, der 
Weitergabe ihrer Daten nach den Absätzen 
1 und 2 zu widersprechen. Auf das Wider-
spruchsrecht sowie auf das Erfordernis der 
Einwilligung nach den Absätzen 3 und 4 ist 
bei der Anmeldung sowie mindestens ein-
mal jährlich durch öffentliche Bekanntma-
chung der Meldebehörde hinzuweisen; da-
bei können für die Ausübung des Wider-
spruchsrechts angemessene Fristen festge-
setzt werden. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/8934 

 
 

45 

16. Die Überschrift des Abschnittes 5 wird 
gestrichen.  

 

 Fünfter Abschnitt 
Straf- und Bußgeldvorschriften 

17. § 36 wird aufgehoben. 
 

 § 36 
Straftaten 

 
(1) Wer unbefugt von diesem Gesetz ge-
schützte personenbezogene Daten, die 
nicht offenkundig sind, 
 
a) übermittelt oder verändert oder 
b) abruft oder sich aus in Behältnissen 

verschlossenen Dateien Daten ver-
schafft,  

 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in 
der Absicht, einen anderen zu schädigen 
oder sich oder einen anderen zu bereichern, 
so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder Geldstrafe. 
 
(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

 
18. § 37 wird § 10 und wie folgt geändert: 

 
a) Die Überschrift wird wie folgt ge-

fasst: 
 

  
 

„§ 10 
Ordnungswidrigkeiten“ 

 
b) Die Absätze 1 bis 3 werden aufge-

hoben und die Absatzbezeichnung 
„(4)“ entfällt. 

 
 

 § 37 
Bußgeldvorschriften 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
 
1. sich für eine Wohnung anmeldet, die er 

nicht bezieht, oder sich für eine Woh-
nung abmeldet, in der er weiterhin 
wohnt,  

2. vorsätzlich oder fahrlässig die Melde-
pflicht nach § 13 Abs. 1 und Abs. 2, je-
weils auch in Verbindung mit § 13 Abs. 
3, § 22 Abs. 1 Satz 1 oder 2, Abs. 2 
Satz 1 oder 2, § 26 Abs. 1 Satz 2, auch 
in Verbindung mit § 26 Abs. 3, oder § 
28 Abs. 1 Satz 2 oder 3 nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erfüllt, 

3. vorsätzlich die Auskunftspflicht nach § 
20 Satz 2 und 3 nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erfüllt, 
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4. entgegen § 26 Abs. 2 Satz 1 und 4 den 
besonderen Meldeschein nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig ausfüllt 
oder sich weigert, ein Identitätsdoku-
ment vorzulegen, 

5. vorsätzlich oder fahrlässig als Leiter 
einer Beherbergungsstätte oder als 
dessen Beauftragter den Verpflichtun-
gen aus § 27 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 oder 
3 nicht nachkommt, 

6. als Leiter einer Beherbergungsstätte 
oder als dessen Beauftragter entgegen 
§ 27 Abs. 3 Satz 1 die ausgefüllten 
Meldescheine auf Verlangen nicht vor-
legt oder übermittelt, 

7. vorsätzlich oder fahrlässig als Leiter 
einer Beherbergungsstätte oder als 
dessen Beauftragter entgegen § 27 
Abs. 3 Satz 2 die ausgefüllten, jedoch 
nicht übermittelten Meldescheine nicht 
aufbewahrt, 

8. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 
28 Abs. 2 Satz 2 die aufgenommenen 
Personen nicht oder nicht rechtzeitig 
oder entgegen § 28 Abs. 3 mit nicht 
vollständigen Angaben in ein Verzeich-
nis einträgt. 

 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 
 
1. unrichtige oder unvollständige Angaben 

macht oder benutzt, um ein berechtig-
tes Interesse oder öffentliches Interes-
se vorzutäuschen und so für sich oder 
einen anderen die Erteilung einer Aus-
kunft gemäß § 34 Abs. 2 oder 3 zu er-
wirken, oder 

2. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 
34 Abs. 5 oder § 35 Abs. 5 Satz 2 eine 
Auskunft für einen anderen Zweck ver-
arbeitet oder entgegen § 35 Abs. 4 Satz 
3 Daten mit anderen personenbezoge-
nen Daten verknüpft. 

 
(3) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
können mit einer Geldbuße bis zu eintau-
send Euro, nach Absatz 2 mit einer Geld-
buße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro 
geahndet werden. 
 
(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten ist die Meldebehörde. 
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19. Die Überschrift des Abschnittes 6 wird 
gestrichen.  

 

 Sechster Abschnitt 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

20. Nach § 10 wird folgender § 11 einge-
fügt: 

 
„§ 11 

Verordnungsermächtigungen 
 

(1) Das für Inneres zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung 

 
1. Form und Inhalt der Meldescheine 

für die Meldungen nach § 17 Ab-
satz 1 und 2 Satz 1, der einfachen 
Meldebescheinigung nach § 18 
Absatz 1, der Meldebestätigung 
nach § 24 Absatz 2 und der be-
sonderen Meldescheine nach § 30 
Absatz 1 und 3 des Bundesmelde-
gesetzes zu bestimmen sowie fest-
zulegen, wer nach § 30 Absatz 4 
Satz 2 des Bundesmeldegesetzes 
Einsicht in diese Unterlagen neh-
men darf, 

 
2. für die nach § 42 des Bundesmel-

degesetzes und § 5 an öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaften 
zu übermittelnden Daten das Ver-
fahren zu regeln, wobei Anlass und 
Zweck der Übermittlung, die Da-
tenempfänger, die zu übermitteln-
den Daten und ihre Form festzule-
gen sind, 

 
3. die Übermittlung weiterer Daten 

und Hinweise nach § 38 Absatz 5 
des Bundesmeldegesetzes zuzu-
lassen, wobei Anlass und Zweck 
der Übermittlung, die Datenemp-
fänger, die zu übermittelnden Da-
ten, ihre Form sowie das Nähere 
über das Verfahren der Übermitt-
lung festzulegen sind, 

 
4. die Umsetzung der Vorgaben des 

automatisierten Abrufs der in § 38 
Absatz 1 bis 3 des Bundesmelde-
gesetzes genannten Daten zu re-
geln, soweit die dort genannten Vo-
raussetzungen erfüllt sind, sowie 
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die Errichtung, den Betrieb und den 
Zugang des Meldeportals Behör-
den zu regeln, 

 
5. die Verwendung weiterer Auswahl-

daten nach § 38 Absatz 5 des 
Bundesmeldegesetzes zu bestim-
men, 

 
6. zu bestimmen, dass der Datenab-

ruf innerhalb des Landes abwei-
chend von § 39 Absatz 3 des Bun-
desmeldegesetzes über landesin-
terne, nach dem Stand der Technik 
gesicherte Netze erfolgt, 

 
7. regelmäßige Datenübermittlungen 

nach § 36 Absatz 1 des Bundes-
meldegesetzes zur Erfüllung von 
Aufgaben des Landes zu regeln, 
wobei Anlass und Zweck der 
Übermittlung festgelegt und der 
Datenempfänger sowie die zu 
übermittelnden Daten bestimmt 
werden, und 

 
8. die zur Durchführung dieses Ge-

setzes notwendigen Regelungen 
hinsichtlich der Archivierung, Lö-
schung und Speicherung von Da-
ten zu treffen. 

 
(2) Soweit in Rechtsverordnungen auf 
Grund dieses Gesetzes Form und Ver-
fahren von Datenübermittlungen zu be-
stimmen sind, kann auf jedermann zu-
gängliche Bekanntmachungen verwie-
sen werden. In der Rechtsverordnung 
sind das Datum der Bekanntmachung, 
die Fundstelle und die Bezugsquelle 
der Bekanntmachung anzugeben.“ 

 
 
 
 
21. § 38 wird § 12 und die Wörter „Das 

Innenministerium“ werden durch die 
Wörter „Das für Inneres zuständige Mi-
nisterium“ ersetzt. 

 

 § 38 
Verwaltungsvorschriften 

 
Das Innenministerium erläßt die zur Durch-
führung dieses Gesetzes erforderlichen 
Verwaltungsvorschriften. 
 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/8934 

 
 

49 

22. § 39 wird aufgehoben. 
 

 § 39 
Berichtspflicht 

 
Die Landesregierung berichtet dem Landtag 
bis zum 31. Dezember 2010 und danach 
alle fünf Jahre über die Erfahrungen mit 
diesem Gesetz. 
 

Artikel 2 
Folgeänderungen 

 
(1) In § 16 Absatz 2 Satz 3 des Landes-
wahlgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 16. August 1993 (GV. NRW. 
S. 516), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 20. Dezember 2007 (GV. NRW. 
2008 S. 2) geändert worden ist, werden die 
Wörter „§ 34 Abs. 6 des Meldegesetzes“ 
durch die Wörter „§ 51 Absatz 1 des Bun-
desmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. 
I S. 1084) in der jeweils geltenden Fassung“ 
ersetzt. 
 
(2) In § 27 Satz 2 der Landeswahlordnung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 548, ber. 
S. 964), die zuletzt durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 27. Juni 2014 (GV. NRW. S. 
376) geändert worden ist, werden die Wör-
ter „§ 34 Abs. 6 des Meldegesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen“ durch die Wör-
ter „§ 51 des Bundesmeldegesetzes vom 3. 
Mai 2013 (BGBl. I S. 1084) in der jeweils 
geltenden Fassung“ ersetzt. 
 
(3) In § 10 Absatz 4 Satz 3 des Kommunal-
wahlgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 
454, ber. S. 509), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (GV. 
NRW. S. 564) geändert worden ist, werden 
die Wörter „§ 34 Abs. 6 des Meldegesetzes“ 
durch die Wörter „§ 51 des Bundesmelde-
gesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084) 
in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt. 
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(4) Die Kommunalwahlordnung vom 
31. August 1993 (GV. NRW. S. 592, ber. 
S. 967), die zuletzt durch Verordnung vom 
3. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 730) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 12 Absatz 7 Satz 1 werden die 

Wörter „§ 23 des Meldegesetzes“ durch 
die Wörter „§ 26 des Bundesmeldege-
setzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 
1084) in der jeweils geltenden Fas-
sung“ ersetzt. 

 
2. In § 30 Satz 2 werden die Wörter „§ 34 

Abs. 6 des Meldegesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen“ durch die Wörter 
„§ 51 des Bundesmeldegesetzes vom 
3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084) in der je-
weils geltenden Fassung“ ersetzt. 

 
(5) In § 32 a Satz 2 des Heilberufsgesetzes 
vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 403), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
30. April 2013 (GV. NRW. S. 202) geändert 
worden ist, werden die Wörter „§ 31 Abs. 5 
Meldegesetz NRW“ durch die Wörter „§ 4 
Absatz 1 des Meldegesetzes NRW in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. 
September 1997 (GV. NRW. S. 332, ber. S. 
386) in der jeweils geltenden Fassung“ er-
setzt. 
 
(6) § 5 Absatz 5 des Krebsregistergesetzes 
vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 414), das 
zuletzt durch Gesetz vom 5. November 
2013 (GV. NRW. S. 624) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. In Satz 1 werden die Wörter „§ 34 Ab-

satz 6 des Meldegesetzes NRW in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. 
September 1997 (GV. NRW. S. 332, 
ber. S. 386)“ durch die Wörter „§ 51 des 
Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1084)“ ersetzt. 

 
2. In Satz 3 werden die Wörter „§ 31 des 

Meldegesetzes NRW“ durch die Wörter 
„§ 34 des Bundesmeldegesetzes“ er-
setzt. 
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3. In Satz 4 werden die Wörter „§ 31 Ab-
satz 5 des Meldegesetzes NRW“ durch 
die Wörter „§ 4 Absatz 1 des Meldege-
setzes NRW in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. September 
1997 (GV. NRW. S. 332, ber. S. 386) in 
der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt. 

 
(7) In § 23 Absatz 1 Buchstabe a des Kuror-
tegesetzes vom 11. Dezember 2007 (GV. 
NRW. 2008 S. 8), das durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 14. Februar 2012 (GV. NRW. 
S. 97) geändert worden ist, werden die Wör-
ter „§ 16 Abs. 1 des Meldegesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen“ durch die Wör-
ter „§ 21 Absatz 1 des Bundesmeldegeset-
zes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084) in 
der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt. 
 
(8) In § 11 Absatz 2 Satz 1 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. 
NRW. S. 712), das zuletzt durch Gesetz 
vom 13. Dezember 2011 (GV. NRW. S. 
687) geändert worden ist, werden jeweils 
die Wörter „§ 16 Abs. 1 des Meldegesetzes 
NW“ durch die Wörter „§ 21 Absatz 1 des 
Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1084) in der jeweils geltenden 
Fassung“ ersetzt. 
 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 
2 am 1. November 2015 in Kraft. In Artikel 1 
treten die Verordnungsermächtigungen in 
dem durch Nummer 12 neu gefassten § 4 
Absatz 1 und in dem durch Nummer 20 ein-
gefügten § 11 am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 
 
A Allgemeiner Teil 
 
Das Meldewesen unterlag bis zum 31. August 2006 der Rahmengesetzgebung nach Artikel 
75 Absatz 1 Nummer 5 des Grundgesetzes (GG). Durch das Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes vom 28.08.2006 (BGBl. I 2006, 2034) wurde das Meldewesen aus der Rah-
mengesetzgebung in die ausschließliche Gesetzgebung des Bundes nach Artikel 73 Absatz 
1 Nummer 3 des Grundgesetzes übernommen. 
Mit dem Gesetz zur Fortentwicklung des Meldewesens vom 3. Mai 2013 (BGBl. S. 1084), 
zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Fortentwicklung des Melde-
wesens vom 20. November 2014 (BGBl. I. S. 1738), hat der Bund diese Gesetzgebungs-
kompetenz ausgefüllt und das bisher geltende Melderechtsrahmengesetz aus dem Jahre 
1980 mit den Landesmeldegesetzen in einem Bundesmeldegesetz zusammengeführt. Es 
sind sowohl die Rechtseinheit im Meldewesen sowie bundesweit unmittelbar geltende Vor-
schriften für die Bürgerinnen und Bürger sowie für die mit dem Vollzug des Melderechts be-
fassten Behörden geschaffen worden. 
 
Der Bund hat mit dem Gesetz zur Fortentwicklung des Meldewesens vom 3. Mai 2013 von 
seiner Gesetzgebungskompetenz Gebrauch gemacht; das Gesetz wird am 1. November 
2015 in Kraft treten. Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Fortentwicklung des 
Meldewesens vom 20. November 2014 wurden die §§ 55 bis 57 des Bundesmeldegesetzes, 
die unter anderem die Ermächtigungen der Länder zur Regelungsbefugnis enthalten, vorzei-
tig in Kraft gesetzt. Der Landesgesetzgeber kann insoweit schon vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Fortentwicklung des Meldewesens tätig werden. Er darf dabei die ihm zu-
stehenden Regelungsbefugnisse nicht überschreiten. 
 
Der Gesetzentwurf berücksichtigt dies, indem er die künftigen Regelungsinhalte des Bun-
desmeldegesetzes beachtet. 
 
Die Anpassung der melderechtlichen Vorschriften an die ab dem 1. November 2015 beste-
hende neue Rechtslage im Meldewesen erfordert ein entsprechendes Änderungsgesetz. Mit 
der Anpassung des Gesetzes bleiben die Regelungen erhalten, für die weiterhin Regelungs-
befugnisse der Länder bestehen, und diese werden redaktionell angepasst. Hierzu gehören 
insbesondere die Vorschriften zur Speicherung weiterer Daten und die Bestimmungen zum 
Meldeportal Behörden. Für die Mehrzahl der im Meldegesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen bisher enthaltenen Regelungen ist mit dem Inkrafttreten des Bundesmeldegeset-
zes keine landesrechtliche Regelungsbefugnis mehr gegeben. 
 
Das Änderungsgesetz tritt zeitgleich mit dem Bundesmeldegesetz am 1. November 2015 in 
Kraft. Nur auf diese Weise kann gewährleistet werden, dass im Land Nordrhein-Westfalen 
zum angegebenen Zeitpunkt ein Meldegesetz besteht, das der neuen Rechtslage entspricht. 
Lediglich die Verordnungsermächtigungen treten früher in Kraft, damit der Landesgesetzge-
ber die erforderlichen Anpassungen in bestehenden Verordnungen vornehmen und die zu-
sätzlich erforderlichen Verordnungen erlassen kann. 
 
Aus der folgenden Gegenüberstellung wird ersichtlich, welche Vorschriften des Meldegeset-
zes NRW durch Vorschriften des Bundesmeldegesetzes ersetzt werden (Tabelle 1): 
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 Meldegesetz Nordrhein-Westfalen Bundesmeldegesetz 

§ 1 Meldebehörden § 1 Meldebehörden 

§ 2 § 2 

Aufgaben und Befugnisse der Meldebehörden Aufgaben und Befugnisse der Meldebehörden 

§ 3 § 3 

Speicherung von Daten Speicherung von Daten 

   Anm.: 

  § 55 Absatz 1 erlaubt, dass für die Erfüllung  

  von Aufgaben der Länder weitere Daten und  

  Hinweise erhoben, verarbeitet und genutzt 

  werden. 

§ 4 § 4 

Ordnungsmerkmale Ordnungsmerkmale 

§ 5 § 5 

Zweckbindung der Daten Zweckbindung der Daten 

§ 6 § 7 

Meldegeheimnis Meldegeheimnis 

§ 7  § 8  

Schutzwürdige Interessen der betroffenen Schutzwürdige Interessen der betroffenen 

Person Person 

§ 8  § 9 

Rechte des Betroffenen Rechte der betroffenen Person 

§ 9 § 10 

Auskunft an die Betroffenen Auskunft an die betroffene Person 

§ 10 § 12 

Berichtigung und Ergänzung von Daten Berichtigung und Ergänzung von Daten 

§ 11 § 13 

Löschung und Aufbewahrung von Daten Aufbewahrung von Daten 

  § 14 

  Löschung von Daten 

  § 15  

  Aufbewahrung und Löschung von Hinweisen 

§ 12 § 16 

Übernahme von Daten durch Archive Anbieten von Daten an Archive 

§ 13 § 17 

Allgemeine Meldepflicht Anmeldung, Abmeldung 

§ 15 § 20 

Begriff der Wohnung Begriff der Wohnung 

§ 16 § 21 

Mehrere Wohnungen Mehrere Wohnungen 

  § 22 

  

Bestimmung der Hauptwohnung 
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§ 17 § 23 

Erfüllung der allgemeinen Meldepflicht Erfüllung der allgemeinen Meldepflicht 

§ 18 § 24 

Datenerhebung; Meldeschein Datenerhebung, Meldebestätigung 

  § 18 

  Meldebescheinigung 

§ 19 § 25 

Auskunftspflicht des Meldepflichtigen Mitwirkungspflichten der meldepflichtigen  

  Person 

§ 20 § 19 

Auskunftsrecht und Auskunftspflicht des  Mitwirkung des Wohnungsgebers  

Wohnungsgebers   

§ 22 § 28 

Binnenschiffer und Seeleute Besondere Meldepflichten für Binnenschiffer 

  und Seeleute 

§ 23 § 26 

Befreiung von der Meldepflicht Befreiung von der Meldepflicht 

§ 24 § 26 

 Beziehen einer Gemeinschaftsunterkunft Befreiung von der Meldepflicht 

§ 25  § 27 

Abweichende Regelung Ausnahmen von der Meldepflicht 

§ 26 § 29 

Beherbergungsstätten Besondere Meldepflichten in Beherbergungs- 

  stätten 

§ 27 

Meldescheine für Beherbergungsstätten 

§ 30 

Besondere Meldescheine für Beherbergungsstätten 

§ 31 

Nutzungsbeschränkungen    

§ 28 § 32 

Krankenhäuser Besondere Meldepflicht in Krankenhäusern, 

  Heimen und ähnlichen Einrichtungen 

§ 29 § 31 

Nutzungsbeschränkungen Nutzungsbeschränkungen 

§ 30 § 33 

Datenübermittlung zwischen den Meldebe-

hörden Datenübermittlung zwischen den Meldebehörden 

§ 31 § 34 

Datenübermittlung an andere öffentliche 

Stellen 

§ 35 

Datenübermittlung an ausländische Stellen 

 

 

Datenübermittlung an andere Behörden 

oder sonstige öffentliche Stellen; Datenweiter-

gabe 
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  § 37 

Datenweitergabe 

§ 41 

Zweckbindung übermittelter Daten und Hin- 

weise   

§ 32 § 42 

Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche 

Religionsgesellschaften Religionsgesellschaften 

§ 33 § 43 

Datenübermittlung an den Suchdienst Datenübermittlung an den Suchdienst 

§ 34 § 44 

Einfache Melderegisterauskunft 

§ 45 

erweiterte Melderegisterauskunft 

§ 46  

Gruppenauskunft 

§ 47 

Zweckbindung der Melderegisterauskunft 

§ 48 

Melderegisterauskunft für öffentlich-rechtliche Rund-

funkanstalten 

§ 49 

Automatisierte Melderegisterauskunft 

§ 51 

Auskunftssperren 

§ 52 

Melderegisterauskunft 

  

  

  

  

  

  

  

  

 

 

  

  

  Bedingter Sperrvermerk 

§ 35  § 50 

Melderegisterauskunft in besonderen Fällen Melderegisterauskunft in besonderen Fällen 

§ 36 Keine Regelung 

Straftaten   

§ 37 § 54 

Bußgeldvorschriften Bußgeldvorschriften 
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Die den Ländern aufgrund des Bundesmeldegesetzes zustehenden Regelungsbefugnisse und 
die Erforderlichkeit, diese wahrzunehmen, werden aus folgender Gegenüberstellung ersichtlich 
(Tabelle 2): 
 

Regelungsbefugnisse der Länder Regelung/ Anpassung im Landesmeldegesetz  

gemäß Bundesmeldegesetz ( BMG) erforderlich/nicht erforderlich 

§ 1 Anpassung nicht erforderlich. 

Die Meldebehörden sind durch Landesrecht  Die Festlegung, dass  Meldebehörden die   

zu bestimmen. Gemeinden als örtliche Ordnungsbehörden   

 

sind, bleibt unangetastet. 

§ 2 Absatz 4 i.V.m. § 55 Absatz 1 Regelung erforderlich. 
Durch Landesrecht kann bestimmt werden, Die Bestimmung weiterer Daten und Hinweise, 

dass für die Erfüllung von Aufgaben der Länder die für die Erfüllung von Aufgaben des Landes 

weitere als die in § 3 aufgeführten Daten und erforderlich sind, soll durch Rechtsverordnung 

Hinweise erhoben,  verarbeitet und genutzt geregelt werden. 

werden. 

 § 30 Absatz 3 Regelung erforderlich. 

Durch Landesrecht kann bestimmt werden,  Für die Erhebung von Fremdenverkehrs- und 

dass für die Erhebung von Fremdenverkehrs- Kurbeiträgen nach § 11 Kommunalabgabengesetz 

und Kurbeiträgen weitere Daten auf dem  NRW sollen hierfür die erforderlichen Daten auf 

Meldeschein erhoben werden dürfen. dem besonderen Meldeschein nach § 30 Absatz 2  

 

Nummer 1 bis 4 und 6 bis 7 BMG erhoben  

 

werden dürfen. 

 

Die Regelung soll durch Gesetz erfolgen. 

§ 30 Absatz 4 Satz 2  

Enthält die Befugnis durch Landesrecht zu be-

stimmen, dass die besonderen Meldescheine wei-

teren Behörden zur Erfüllung ihrer Aufgaben auf 

Verlangen zur Einsichtnahme vorzulegen sind. 

Regelung nicht erforderlich. 

Alle relevanten Behörden und Organisationen 

mit Sicherheitsaufgaben sind durch die Verwei-

sung auf § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 5 und 

9 bis 11 BMG erfasst. 

§ 36 Absatz 1 i.V.m. § 55 Absatz 5  

Datenübermittlungen an andere öffentliche 

Stellen, die ohne Ersuchen in allgemein bestimm-

ten Fällen regelmäßig wiederkehrend durchge-

führt werden (regelmäßige Datenübermittlung), 

sind zulässig, soweit dies durch Bundes- oder Lan-

desrecht bestimmt ist, in dem Anlass und Zweck 

der Übermittlung, der Datenempfänger und die zu 

übermittelnden Daten festgelegt sind. 

Anpassung der bisherigen Regelung erforderlich. 

Das Ministerium für Inneres und  

Kommunales soll - wie schon bisher in § 31 MG 

NRW -  ermächtigt werden, durch  Rechtsverord-

nung regelmäßige Datenübermittlungen im Sinne 

von § 36 Absatz 1 BMG zuzulassen. 

 § 38 Absatz 5 Satz 2 i.V.m. § 55 Absatz 7 Regelung erforderlich. 

Die Verwendung von weiteren Auswahldaten ist Das Ministerium für Inneres und Kommunales 

zulässig, soweit dies durch Bundes- oder soll ermächtigt werden, durch Rechtsverordnung 

Landesrecht bestimmt ist, in dem auch Anlass weitere Auswahldaten zu bestimmen. 

und Zweck des Abrufs festgelegt sind. 
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§ 39 Absatz 3 

Für die in § 34 Absatz 4 Satz 1 genannten sowie 

weitere durch Bundes- oder Landesrecht 

bestimmte öffentliche Stellen ist bei zentralen 

Meldedatenbeständen der Länder oder, sofern 

solche nicht vorhanden sind, bei sonstigen 

Stellen, die durch Landesrecht dazu bestimmt 

sind, oder bei den Meldebehörden zu jeder  

Zeit sicherzustellen, dass Daten über das Internet 

abgerufen werden können. 

 

Regelung erforderlich. 

Das Ministerium für Inneres und Kommunales 

soll ermächtigt werden, durch Gesetz die  

öffentlichen Stellen, über die der  Datenabruf nach 

§ 39 Absatz 3 BMG erfolgen soll, sowie Näheres 

durch Rechtsverordnung zu bestimmen.  

 

 

 § 42 Absatz 5 Regelung erforderlich. 

Eine Datenübermittlung nach den Absätzen Für die Feststellung soll das Ministerium für 

1 und 2 ist nur zulässig, wenn sichergestellt Inneres und Kommunales zuständig sein.  

ist, dass beim Datenempfänger ausreichende Die Regelung soll durch Gesetz erfolgen. 

Maßnahmen zum Datenschutz getroffen sind. 

 Die Feststellung hierüber trifft eine durch  

 Landesrecht zu bestimmende Behörde. 

 § 49 Absatz 3 Satz 2  

Wird ein Portal nicht in öffentlich-rechtlicher Form 

betrieben, bedarf es der Zulassung durch die 

oberste Landesbehörde. 

Regelung erforderlich, da die zuständige Behörde 

bestimmt werden muss. 

§ 55 Absatz 2 

 Durch Landesrecht kann bestimmt werden, dass 

den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 

zur Erfüllung ihrer Aufgaben weitere als diein § 42 

genannten Daten übermittelt werden dürfen.  

Regelung erforderlich. 

Die Festlegung der zusätzlichen Daten soll durch 

Gesetz erfolgen. Durch Rechtsverordnung soll das  

Ministerium für Inneres und Kommunales ermäch-

tigt werden, das Verfahren der Datenübermittlung 

zu bestimmen. 

§ 55 Absatz 3 

Durch Landesrecht können die Einrichtung, die  

Führung und die Aufgaben von zentralen Melde-

datenbeständen geregelt werden. In diesem Fall 

gelten die §§ 4, 5, 6 Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie  

die §§ 7, 8,9, 11und 40 entsprechend. 

Regelung nicht erforderlich. 

Nordrhein-Westfalen hat sich gegen die Einfüh-

rung eines zentralen Melderegisters entschieden. 

Das hier eingerichtete Meldeportal Behörden als 

zentrale Stelle dient den Kommunen lediglich als 

Transportmittel im Rahmen der Melderegisteraus-

kunftserteilung. 

§ 55 Absatz 4 

Durch Landesrecht kann das Muster für die  

Meldungen nach § 17 Absatz 1 und 2 Satz 1, der 

einfachen Meldebescheinigung nach § 18 Absatz  

1, der Meldebestätigung nach § 24 Absatz 2 und 

der besonderen Meldescheine nach § 30 Absatz 1 

bestimmt werden. 

Regelung erforderlich. 

Das Ministerium für Inneres und Kommunales 

soll ermächtigt werden, Form und Inhalt der  

Meldescheine nach §§ 17 Absatz 1, 18 Absatz 1,  

24 Absatz 2 und 30 Absatz 1 durch Rechtsverord-

nung  zu bestimmen. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/8934 

 
 

59 

§ 55 Absatz 8 Satz 2 

Ferner kann bestimmt werden, dass der Datenab-

ruf innerhalb eines Landes abweichend von § 39 

Absatz 3 BMG über landesinterne, nach 

dem Stand der Technik gesicherte Netze erfolgt. 

Regelung erforderlich. 

Das Ministerium für Inneres und Kommunales soll 

ermächtigt werden, zu bestimmen, dass der Da-

tenabruf abweichend von § 39 Absatz 3 BMG über 

landesinterne, nach dem Stand der Technik gesi-

cherte Netze erfolgen kann. 

 
Ziel des Gesetzentwurfes ist es, die den Ländern zustehenden Regelungsbefugnisse nur in 
dem Rahmen auszuschöpfen, der für ein funktionsfähiges und bedarfsgerechtes Meldewe-
sen im Land erforderlich ist. Unterhalb der bundesrechtlichen Regelungen soll sowohl für die 
Bürgerinnen und Bürger als auch für die Stellen der öffentlichen Verwaltung, die mit Aufga-
ben des Meldewesens befasst sind, ein übersichtliches und handhabbares melderechtliches 
Regelungswerk bestehen bleiben. 
 
Mit der Gegenüberstellung, welche Vorschriften des Bundesmeldegesetzes die Vorschriften 
des Meldegesetzes NRW ersetzen (Tabelle 1), wird deutlich, dass sich die bisherigen Rege-
lungen des Meldegesetzes NRW nahezu vollständig im Bundesmeldegesetz wiederfinden. 
Der Bedarf zur Regelung melderechtlicher Sachverhalte durch Gesetz beschränkt sich inso-
weit auf die Bestimmung der Meldebehörden, Regelungen zur Speicherung weiterer Daten, 
die für die Erfüllung von landeseigenen Aufgaben erforderlich sind, Regelungen im Hinblick 
auf Volksbegehren und Volksentscheid und auf die Regelungen zum Meldeportal Behörden.  
Die weiteren Regelungsbefugnisse, die den Ländern aufgrund des Bundesmeldegesetzes 
zustehen, sollen wie bisher im erforderlichen Umfang durch Verordnungsermächtigungen 
dem für das Melderecht zuständigen Ministerium für Inneres und Kommunales übertragen 
werden. 
Aus der Darstellung, die die den Ländern zustehenden Regelungsbefugnisse der Erforder-
lichkeit zur Regelung gegenüberstellt (Tabelle 2), ergibt sich, dass für ein funktionsfähiges 
und bedarfsgerechtes Meldewesen im Land nicht alle zulässigen Regelungsbefugnisse 
wahrgenommen werden müssen. 
 
Der Lösungsvorschlag, die weiteren Regelungsbefugnisse weitgehend durch Rechtsverord-
nung des für Inneres zuständigen Ministeriums zu regeln, folgt dem rechtlichen Standard, 
wie er bereits jetzt im Meldewesen des Landes besteht. 
Der Umfang der bestehenden Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen zur 
Regelung melderechtlicher Sachverhalte wird durch die im Gesetzentwurf vorgesehenen 
Verordnungsermächtigungen nicht erweitert.  
Für die Regelungen im Meldegesetz NRW zum Verfahren des automatisierten Abrufs durch 
Behörden hinsichtlich des Meldeportals Behörden finden sich im Bundemeldegesetz weder 
entsprechende Vorschriften, noch die ausdrückliche Ermächtigung landesrechtliche Bestim-
mungen zu erlassen. 
Die Berechtigung des Landes NRW, das Verfahren des Meldeportals Behörden zu regeln, 
ergibt sich aus der Verwaltungshoheit der Länder gemäß den Artikeln 83 und 84 des Grund-
gesetzes. Danach regeln die Länder das Verwaltungsverfahren.  
Die Verpflichtung aus § 39 Absatz 3 des Bundesmeldegesetzes, zu jeder Zeit sicherzustel-
len, dass Daten über das Internet oder über das Verbindungsnetz des Bundes oder der Län-
der abgerufen werden können, überträgt das Meldegesetz NRW, wie in § 39 Absatz 3 des 
Bundesmeldegesetzes vorgesehen, auf die Meldebehörden, die diese Verpflichtung über 
das vom Land betriebene Meldeportal für Behörden wahrnehmen. Diese Aufgabe haben die 
Meldebehörden auch bisher gemäß § 31 des Meldegesetzes NRW wahrgenommen. 
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Durch die verpflichtende Nutzung des vorausgefüllten Meldescheins (VAMS) entstehen fi-
nanzielle Entlastungen der Kommunen in erheblichem Umfang. Der VAMS dient der elektro-
nischen Übermittlung der vorhandenen Daten von der bisherigen Meldebehörde in das Mel-
deregister der nunmehr zuständigen Meldebehörde. Dies vermeidet Fehler bei der Erfassung 
der Daten und reduziert den zeitlichen Aufwand bei der Vorgangsbearbeitung. Dies wiede-
rum führt zu einer geringeren Personalbelastung. Die technischen Erfordernisse zur Nutzung 
des VAMS sind in den Kommunen vorhanden, weil die Kommunen diese Technik bereits für 
das bisher schon anzuwendende Rückmeldeverfahren nutzen. 
Eine weitere Entlastung der Kommunen liegt in dem durch das Land errichteten und betrie-
benen Meldeportal Behörden. Das Portal ermöglicht einerseits den Kommunen landesweit, 
und im weiteren Ausbau bundesweit, Melderegisterauskünfte automatisiert von anderen 
Kommunen kostenfrei zu erhalten. Anderseits führt der verbindliche Anschluss aller Melde-
behörden in Nordrhein-Westfalen an das Meldeportal für Behörden dazu, dass Anfragen aller 
Behörden und öffentlichen Stellen bundesweit nur über eine zentrale Stelle bedient werden. 
Das Meldeportal Behörden entlastet die Kommunen von der Notwendigkeit, einer Vielzahl 
von Behörden und öffentlichen Stellen direkt den automatisierten Abruf von Meldedaten er-
möglichen zu müssen. Dies führt letztlich zu reduzierten Aufwänden in der Administration 
und Pflege der Systeme. Schriftliche Anfragen von Behörden und öffentlichen Stellen werden 
auf ein Minimum reduziert. 
 
Zusammenfassend entsprechen die Paragraphen des neuen Meldegesetzes bisherigen Re-
gelungen wie folgt: 
 

Neues Meldegesetz NRW  

 

Bisherige Regelung in MG NRW / Meld-

DÜV NRW 

§ 1 Meldebehörden § 1 MG NRW: 

Regelung wie bisher 

§ 2 Speicherung und Nutzung von Daten § 2 Absatz 2 MG NRW 

 

§ 3 Anbieten von Daten an Archive 

 

§ 12 MG NRW 

§ 4 Datenübermittlung an andere öffentli-

che Stellen 

§ 31 MG NRW 

§ 5 Datenübermittlung an öffentlich-

rechtliche Religionsgesellschaften 

 § 32 MG NRW 

§ 6 Vorausgefüllter Meldeschein 

 

VAMS: neue Regelung 

Kosten: keine 

§ 7 Verfahren des automatisierten Abrufs 

durch Behörden 

§ 2 Absätze 1 und 3 MeldDÜV NRW 

§ 8 Melderegisterauskünfte nach § 50 Ab-

satz 1 des Bundesmeldegesetzes 

 

§ 35 Absatz 2 MG NRW 

§ 9 Portale in nicht öffentlich-rechtlicher 

Form 

Neue Regelung 

Kosten: keine 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten § 37 Absatz 4 MG NRW  

 

§ 11 Verordnungsermächtigungen 

 

§ 31 Absatz 5 MG NRW hinsichtlich der 

Datenübermittlung, ansonsten neu 
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§12 Verwaltungsvorschriften 

 

§ 38 MG NRW 

 
Die generelle Ermächtigung des Landes zur Regelung des Verfahrens des automatisierten 
Abrufs ergibt sich aus den §§ 39 Absatz 3 und 55 Absatz 8 des Bundesmeldegesetzes. 
 
B Besonderer Teil  
 
Zu Artikel 1 
 
Zu Nummer 1 
 
Die Inhaltsübersicht musste dem neuen Text des Gesetzes angepasst werden. 
 
Zu Nummer 2  
 
Die Überschrift musste aufgehoben werden, weil das geänderte Gesetz wesentlich weniger 
Paragraphen enthält und eine Untergliederung deshalb nicht mehr sinnvoll ist. 
 
Zu Nummer 3 
 
Die Aufgaben der Meldebehörden, die bisher in § 2 Meldegesetz NRW aufgelistet waren, 
sind künftig in § 2 Bundesmeldegesetz geregelt. Für das Land besteht künftig keine Rege-
lungsbefugnis mehr, so dass § 2 Meldegesetz NRW aufzuheben ist. 
 
Zu Nummer 4 (§ 2 Speicherung und Nutzung von Daten) 
 
Die Regelung enthält die Befugnis für die Meldebehörden aus § 55 Absatz 1 des Bundes-
meldegesetzes über die in § 3 des Bundesmeldegesetzes aufgeführten Daten hinaus, die 
aufgeführten Daten im Melderegister zu erheben, zu verarbeiten und zu nutzen. Hierbei han-
delt es sich um Daten, die zur Erfüllung von Aufgaben der Meldebehörden benötigt werden 
und die auch nach jetziger Rechtslage (vgl. § 3 Absatz 2 Nr. 7 bis 9 des Meldegesetzes 
NRW) im Melderegister gespeichert werden.  
Gestrichen wurde die bisherige Regelung des § 3 Absatz 2 Nr. 5 des Meldegesetzes NRW. 
Mit der Novellierung des Personenstandsgesetzes wurde die Anlegung des Familienbuches 
abgeschafft, so dass seit dem 1. Januar 2009 keine Familienbücher mehr angelegt werden. 
Die Bestimmung des Absatzes 2 entspricht dem Regelungsgehalt des bisherigen § 34 Ab-
satz 4 des Meldegesetzes NRW und stellt lediglich ein Minus im Verhältnis zur Beauskunf-
tung an die anfragende Person im Rahmen einer Gruppenauskunft dar. Der Eingriff in das 
informationelle Selbstbestimmungsrecht der Betroffenen ist auf diese Weise geringer, da der 
Anfragende keine Daten erhält. 
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Zu Nummer 5 
 
Für die bisher in den §§ 4 bis 6 des Meldegesetzes NRW enthaltenen Regelungen besteht 
zukünftig keine Regelungsbefugnis für das Land, sie sind folglich aufzuheben. 
Die in den §§ 4 bis 6 des Meldegesetzes NRW enthaltenen Regelungen sind im Bundesmel-
degesetz enthalten. 
 
Zu Nummer 6  
 
Die Überschrift musste aufgehoben werden, weil das geänderte Gesetz wesentlich weniger 
Paragraphen enthält und eine Untergliederung deshalb nicht mehr sinnvoll ist. 
 
Zu Nummer 7 
 
Für die bisher in den §§ 7 bis11 des Meldegesetzes NRW enthaltenen Regelungen besteht 
zukünftig keine Regelungsbefugnis für das Land, sie sind folglich aufzuheben. 
Die in den §§ 7 bis 11 des Meldegesetzes NRW enthaltenen Regelungen sind im Bundes-
meldegesetz enthalten. 
 
Zu Nummer 8 (Anbieten von Daten an Archive) 
 
Die Regelung des Absatzes 1 enthält die Befugnis des Landes die Archive zu bestimmen, 
denen Daten anzubieten sind. Diese Befugnis folgt aus § 16 Absatz 1 BMG.  
Die Regelung des Absatzes 2 ist für die Städte und Gemeinden von besonderer Bedeutung. 
Für die kommunalen Archive ist die Überlieferung von Personenangaben, die sich am jewei-
ligen Ort aufgehalten haben, von besonderer Bedeutung. Dabei geht es nicht nur um Famili-
enforschung, sondern auch um Fragen bei Erbauseinandersetzungen. Die Ermächtigung zur 
Regelung folgt aus § 16 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes. 
 
Absatz 3 regelt, wie zu löschende Daten, die unter § 14 Abs.1 BMG fallen den Archiven an-
zubieten sind. Es handelt sich dabei um Daten zum Familienbezug.; Das sind Eltern-Kind-
Relationen aus den Stammdatensätzen, die den Archiven angeboten werden, wenn sie nach 
den melderechtlichen Vorschriften aus den Stammdatensätzen zu löschen sind. 
 
Zu Nummer 9  
 
Die Überschrift musste aufgehoben werden, weil das geänderte Gesetz wesentlich weniger 
§§ enthält und eine Untergliederung deshalb nicht mehr sinnvoll ist. 
Für die bisher in den §§ 13 bis 29 des Meldegesetzes NRW enthaltenen Regelungen besteht 
zukünftig keine Regelungsbefugnis für das Land, sie sind folglich aufzuheben. 
Die in den §§ 13 bis 29 des Meldegesetzes NRW enthaltenen Regelungen sind im Bundes-
meldegesetz enthalten. 
 
Zu Nummer 10 
 
Die Überschrift musste aufgehoben werden, weil das geänderte Gesetz wesentlich weniger 
Paragraphen enthält und eine Untergliederung deshalb nicht mehr sinnvoll ist. 
 
Zu Nummer 11 
 
Für die bisher in § 30 des Meldegesetzes NRW enthaltenen Regelungen besteht zukünftig 
keine Regelungsbefugnis für das Land, sie sind folglich aufzuheben. 
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Die in § 30 des Meldegesetzes NRW enthaltenen Regelungen sind im Bundesmeldegesetz 
enthalten. 
 
Zu Nummer 12 (Datenübermittlung an andere öffentliche Stellen) 
 
Die Vorschrift ermächtigt das für Inneres zuständige Ministerium durch Rechtsverordnung 
den Umfang der landesinternen regelmäßigen Datenübermittlung sowie die Stellen zu be-
stimmen, denen Meldedaten zu übermitteln sind. 
Diese Ermächtigung folgt aus § 55 Absatz 5 und § 36 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes. 
 
Zu Nummer 13 (Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften) 
 
Die früheren Namen und die derzeitigen Staatsangehörigkeiten der von der Datenübermitt-
lung betroffenen Personen sind im Datenkatalog des § 42 BMG nicht enthalten. Diese Daten 
sollen zusätzlich zu den in § 42 BMG aufgeführten Daten an die öffentlich-rechtlichen Religi-
onsgesellschaften übermittelt werden. Sie sind für die Mitgliederverwaltung bei den öffent-
lich-rechtlichen Religionsgesellschaften, insbesondere für die zweifelsfreie Zuordnung von 
Daten, erforderlich.  
Die Aufnahme des bedingten Sperrvermerks dient dem Schutz der betroffenen Personen. 
Es erscheint zweckmäßig, mit einer gesetzlichen Regelung die Daten festzulegen, weil sich 
die Bestimmung der Daten aus landes- oder bundesrechtlichen Regelungen nicht ergibt. Die 
Gesetzgebungskompetenz des Landes ergibt sich aus § 55 Absatz 2 des Bundesmeldege-
setzes. 
Die Regelung zur Bestimmung der Stelle, die die Feststellung trifft, ob bei der Daten emp-
fangenden Stelle ausreichende Maßnahmen zum Datenschutz getroffen wurden, entspricht 
dem bisherigen § 32 Absatz 4 des Meldegesetzes NRW. Die Gesetzgebungskompetenz des 
Landes ergibt sich aus § 42 Absatz 5 des Bundesmeldegesetzes. 
 
Zu Nummer 14 
 
zu § 6 (Vorausgefüllter Meldeschein) 
 
Die Vorschrift verpflichtet die Meldebehörden, den vorausgefüllten Meldeschein zu nutzen. 
Dabei handelt es sich um ein Verfahren zur elektronischen Anforderung von Meldedaten 
durch die neue Meldebehörde bei der bisherigen Meldebehörde während der Anmeldung. 
Eine erneute Datenerfassung wird dadurch unnötig. Dies führt zu Erleichterungen für die 
anmeldende Person sowie für die Verwaltung und dient zugleich dazu, Fehlerquellen bei der 
Verarbeitung von Einwohnermeldedaten zu verhindern. Eine Verbesserung der Melderegis-
ter wird stattfinden, da auf diese Weise Unrichtigkeiten bereits im Rahmen einer An- oder 
Ummeldung auffallen und Übertragungsfehler vermieden werden. 
Die Meldedaten, die in der Meldebehörde des bisherigen Wohnortes gespeichert sind, wer-
den auf direktem Weg zur zuständigen Meldebehörde sicher, schnell und tagesaktuell über-
mittelt.  
Von der Möglichkeit der Nutzung des vorausgefüllten Meldescheins machen die Kommunen 
in Nordrhein-Westfalen in zunehmendem Maße Gebrauch. Die Mehrzahl der Kommunen ist 
bereits in der Lage, den vorausgefüllten Meldeschein einzusetzen. 
Es hat sich gezeigt, dass diese Verfahrensregelung das Meldeverfahren wesentlich be-
schleunigt und zu einer nicht unerheblichen Entlastung der Meldebehörden führt. Eine lan-
desweite Nutzung ist deshalb sinnvoll.  
Die Gesetzgebungskompetenz ergibt sich aus den Artikeln 83 und 84 des Grundgesetzes. 
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zu § 7 (Verfahren des automatisierten Abrufs durch Behörden) 
 
Die Verpflichtung der Meldebehörden nach § 39 Absatz 3 des Bundesmeldegesetzes, Daten 
über das Internet oder über das Verbindungsnetz des Bundes oder der Länder für einen Ab-
ruf durch Sicherheitsbehörden oder andere durch Bundes- oder Landesrecht bestimmte öf-
fentliche Stellen zu jeder Zeit bereit zu halten, überträgt das Meldegesetz NRW, wie in § 39 
Absatz 3 des Bundesmeldegesetzes vorgesehen, auf die Kommunen, die diese Verpflich-
tung über das Meldeportal Behörden wahrnehmen. Hierzu bedarf es zugleich einer Verpflich-
tung der Meldebehörden zum Anschluss an das Portal. Die Verpflichtung zum Anschluss war 
bisher in § 2 Absatz 3 der Meldedatenübermittlungsverordnung NRW geregelt. Diese Nut-
zung des Meldeportals Behörden hat zu einer Kostenminimierung geführt, weil Anfragen nur 
über eine Stelle erfolgen und zeitraubende schriftliche Beantwortungen von Anfragen entfal-
len konnten. 
 
Vor dem Hintergrund erwarteter vermehrter Anfragen durch Behörden des Bundes und an-
derer Länder werden die Meldebehörden durch den Anschluss an das Portal in erheblichem 
Maße entlastet. 
Der Anschluss an das Meldeportal Behörden eröffnet den Meldebehörden zugleich die Mög-
lichkeit, andere Behörden und öffentliche Stellen des Bundes und der Länder auf die Mög-
lichkeit der Nutzung des Portals zu verweisen. Die Meldebehörden können sich hierdurch 
von der Übermittlung von Meldedaten auf anderem Weg (z. B. Übersendung von Datenträ-
gern, Anschluss an eigene Systeme etc.) entlasten. Der Anschluss realisiert zugleich einen 
erhöhten Datenschutz bei der Datenübermittlung. 
Diese Aufgabe haben die Meldebehörden schon bisher gemäß § 31 des Meldegesetzes 
NRW wahrgenommen. 
 
zu § 8 (Melderegisterauskünfte nach § 50 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes) 
 
Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 35 Absatz 2 des Meldegesetzes NRW. Sie dient 
lediglich zur Klarstellung, da die in § 8 geregelten Melderegisterauskünfte in besonderen 
Fällen für Volksbegehren, Volksentscheide und Bürgerbegehren unter den Begriff der „Ab-
stimmung auf staatlicher und kommunaler Ebene“ in § 50 Absatz 1 des Bundesmeldegeset-
zes fallen. Absatz 2 letzter Satz dient der Klarstellung, da die Frist nach § 50 Absatz 1 Satz 1 
des Bundesmeldegesetzes auch für Abstimmungen gilt. 
 
zu § 9 (Portale in nicht öffentlich-rechtlicher Form) 
 
§ 49 Absatz 3 Satz 2 des Bundesmeldegesetzes normiert eine Zuständigkeitsregelung da-
hingehend, dass die oberste Landesbehörde Zulassungsbehörde für Portale in nicht öffent-
lich-rechtlicher Form ist. Insoweit liegt die Zuständigkeit zur Bestimmung, welche oberste 
Landesbehörde im Sinne dieser Vorschrift zuständig sein soll, beim Land. Dies folgt aus der 
Verwaltungs- und Verfahrenshoheit der Länder nach den Artikeln 83 und 84 des Grundge-
setzes. 
 
Zu Nummer 15 
 
Für die bisher in den §§ 33 bis 35 des Meldegesetzes NRW enthaltenen Regelungen besteht 
zukünftig keine Regelungsbefugnis für das Land, sie sind folglich aufzuheben. 
Die in den §§ 33 bis 35 des Meldegesetzes NRW enthaltenen Regelungen sind im Bundes-
meldegesetz enthalten. 
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Zu Nummer 16 
 
Die Überschrift musste aufgehoben werden, weil das geänderte Gesetz wesentlich weniger 
Paragraphen enthält und eine Untergliederung deshalb nicht mehr sinnvoll ist. 
 
Zu Nummer 17 
 
Für die bisher in § 36 des Meldegesetzes NRW enthaltenen Regelungen besteht zukünftig 
keine Regelungsbefugnis für das Land, sie sind folglich aufzuheben. 
Die in § 36 des Meldegesetzes NRW enthaltenen Regelungen sind im Bundesmeldegesetz 
enthalten. 
 
Zu Nummer 18 (Ordnungswidrigkeiten) 
 
Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 37 Absatz 4 des Meldegesetzes NRW und enthält 
die erforderliche Bestimmung der Meldebehörde als zuständige Verwaltungsbehörde im Sin-
ne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. Die Bußgeldvor-
schriften werden künftig durch das Bundesmeldegesetz geregelt. 
 
Zu Nummer 19 
 
Die Überschrift musste aufgehoben werden, weil das geänderte Gesetz wesentlich weniger 
Paragraphen enthält und eine Untergliederung deshalb nicht mehr sinnvoll ist. 
 
Zu Nummer 20 (Verordnungsermächtigungen) 
 
zu Absatz 1: 
 
Die Vorschrift ermächtigt in Nummer 1 das für Inneres zuständige Ministerium, durch 
Rechtsverordnungen Form und Inhalt bestimmter Meldescheine zu regeln. Die Ermächtigung 
zu dieser Regelung ergibt sich aus § 55 Absatz 4 und § 30 Absatz 3 des Bundesmeldege-
setzes. 
Die Nummer 2 enthält die Ermächtigung des für Inneres zuständigen Ministeriums, zu den in 
§ 42 des Bundesmeldegesetzes und § 5 genannten Daten das Verfahren zur Übermittlung 
festzulegen. Die Gesetzgebungskompetenz folgt aus § 55 Absatz 2 des Bundesmeldegeset-
zes.  
Die Nummer 3 enthält die Ermächtigung des Landes, die Übermittlung weiterer Daten und 
Hinweise über die in § 38 Absatz 1 und 3 des Bundesmeldegesetzes genannten hinaus zu 
regeln. Die Ermächtigung hierzu folgt aus den § 38 Absatz 5 und § 55 Absatz 6 des Bun-
desmeldegesetzes. 
In der Nummer 4 ist die Ermächtigung enthalten, zu regeln, wie das Land das Verfahren des 
automatisierten Abrufs durch Behörden inhaltlich ausgestaltet. 
Die Berechtigung des Landes NRW, das Verfahren des Meldeportals Behörden zu regeln, 
ergibt sich aus der Verwaltungshoheit der Länder gemäß der Artikel 83 und 84 des Grund-
gesetzes. 
Die Nummer 5 ermächtigt zur Bestimmung weiterer Auswahldaten. 
Die Gesetzgebungskompetenz hierfür ergibt sich aus den § 39 Absatz 3 und § 55 Absätze 7 
des Bundesmeldegesetzes. 
Die Nummer 6 enthält die Ermächtigung, zu bestimmen, dass der Datenabruf innerhalb des 
Landes abweichend von § 39 des Bundesmeldegesetzes über landesinterne Netze erfolgt. 
Die Ermächtigung ergibt sich aus § 55 Absatz 8 des Bundesmeldegesetzes. 
Die Nummer 7 enthält die Ermächtigung, regelmäßige Datenübermittlungen zur Erfüllung 
von Landesaufgaben unter den Voraussetzungen des § 36 Absatz 1 des Bundesmeldege-
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setzes zu regeln. Die Ermächtigung ergibt sich aus § 55 Absatz 5 des Bundesmeldegeset-
zes. 
Die Nummer 8 enthält eine Ermächtigung, alle zur Durchführung des Gesetzes hinsichtlich 
der Archivierung, Löschung und Speicherung erforderlichen Regelungen durch Rechtsver-
ordnung festzulegen. 
Die Gesetzgebungskompetenz hierzu ergibt sich aus der Verwaltungs- und Verfahrenshoheit 
der Länder gemäß den Artikeln 83 und 84 des Grundgesetzes. 
 
Zu Absatz 2: 
 
Absatz 2 normiert die Rechtsgrundlage für die Fortführung des länderspezifischen Datensat-
zes für das Meldewesen (DSMeld Land NRW), wie er derzeit besteht. Unter dem Aspekt, 
dass bundeseinheitliche und länderspezifische Ausgestaltung im Bereich des DSMeld ne-
beneinander bestehen und auch fortgeschrieben werden müssen, ist ein entsprechendes 
Vorgehen fach- und sachgerecht. 
 
Zu Nummer 21 (Verwaltungsvorschriften) 
 
Es findet nur eine redaktionelle Änderung statt. 
 
zu Nummer 22 
 
Für die bisher in § 39 des Meldegesetzes NRW enthaltene Regelung besteht zukünftig kein 
Regelungsbedarf mehr.  
Da das neue Meldegesetz NRW nur noch geringfügige Bestimmungen treffen kann, er-
scheint die Beibehaltung einer Berichtspflicht nicht erforderlich. 
 
Zu Artikel 2 
 
Artikel 2 regelt notwendige redaktionelle Folgeänderungen in anderen Gesetzen und Verord-
nungen. 
 
Zu Artikel 3 
 
Artikel 3 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes zum 1. November 2015, weil zu diesem Zeit-
punkt das neue Bundesmeldegesetz in Kraft tritt und nur so ein nahtloser Übergang gewähr-
leistet ist. 
Das vorzeitige Inkrafttreten der Verordnungsermächtigungen erlaubt es dem für Inneres zu-
ständigen Ministerium, schon vor dem 1. November 2015 erforderliche Verordnungen im 
Rahmen seiner Kompetenzen zu erlassen. Die bisher bestehenden Verordnungen sind an 
die veränderte Rechtslage anzupassen. 
 


